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Liebe Leserin, lieber Leser,
schon wieder: Wählen gehen! Dass es notwendig ist, für Natur, Klimaschutz und Umwelt einzu-
treten, hat uns das letzte Jahr drastisch verdeutlicht. Klar formulierten Wissenschaftler, dass
durch den Klimawandel nicht nur Eisbären vom Aussterben bedroht sind sondern auch unsere
Tiere und Pflanzen sich nicht so schnell wie es nötig wäre an veränderte Lebensbedingungen
anpassen können und daher aus unserer Umwelt verschwinden. Wir haben keine Zeit zu verlie-
ren, um die Auswirkungen unseres Handelns - auch für uns Menschen - zu mildern. Eine Ener-
giewende weg von Atom- und Kohlestrom hin zu Energieeffizienz und Erneuerbare Energien,
insbesondere von Sonne und Wind, tut bitter not. Die Endlagerung des nahezu unendlich lange
strahlenden Atommülls ist noch lange nicht geklärt, trotzdem wollen allen voran CDU und FDP,
dass durch längere Laufzeiten noch mehr gefährlicher Müll erzeugt wird. Immerhin, alle im
letzten Landtag vertretenen Parteien setzen sich jetzt - allerdings mit höchst unterschiedlichen
Vorstellungen zu Maßnahmen und Zielsetzungen - für eine bessere Ausnutzung von Energie
ein.
Beim Vergleich der Wahlprogramme schneiden dabei SPD, Grüne und Linke deutlich besser ab
als CDU und FDP. Allerdings, das konnten Umweltinteressierte im Zeitraffer im letzten Jahr
erleben, die Lobby der großen Energiekonzerne lässt die Muskeln spielen, wenn umfreundliche,
dezentral erzeugte Energien gekoppelt mit Sparprogrammen zum Regierungsprogramm werden
soll. Unglaublich meinen Umweltschützer, denn Klimaschutz ist unerlässlich! Aber Energieein-
sparung im Haushalt und in der Industrie sollte dann nicht durch Milliardenprogramme im
(Neu-)Straßen- und Flugplatz(aus)bau konterkariert werden. Auch hier gibt es Unterschiede in
den Wahlprogrammen. Es lohnt sich der Vergleich, denn auf den Inhalt kommt es an.
In diesem Sinne, gehen Sie wählen - gerade jetzt für Umwelt und Klima! Das Lesezeichen des
BUND nennt Ihnen wichtige Anhaltspunkte für Ihre Wahlentscheidung,

Ihre Hanna Wittstadt
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Landtagswahl in Hessen am 18. Januar 2009
Wählen gehen - Klimaschutz wählen!
Wählen bis es passt? Dann doch lieber zu Hause bleiben, denn „ich kann doch nichts
machen, die da oben machen doch was sie wollen“. Nein, meint der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), gerade dieses Mal muss allen politischen Parteien ver-
deutlicht werden, dass es uns allen wichtig ist, dass nicht weiterhin nur über Artenschwund
und Klimawandel geredet, sondern dass konkrete Maßnahmen ergriffen werden, die Ar-
beitsplätze schaffen, die auf Erneuerbare Energien und auf Energieeinsparung setzen. Wer
nicht wählen geht, gibt schon alles verloren. Gerade beim Vergleich der Wahlprogramme
können Menschen, denen Natur und Umwelt auch für ihre Kinder und Enkel nicht gleichgültig sind, eine Menge
Unterschiede entdecken.

bm . Erneut sind die Wahlberechtigten in Hessen aufgeru-
fen, über die Zusammensetzung des Landtags zu entschei-
den. Die bisherigen Umfragen gehen davon aus, dass auch
im neuen Hessischen Landtag fünf Parteien vertreten sein
werden. Parteien, die Koalitionen eingehen und damit aus
einzelnen Wahl-Wunsch-Programmen ein Kompromiss-Re-
gierungsprogramm verhandeln müssen. Ein von Natur- und
Umweltschützern in weitaus überwiegenden Teilen als zu-
kunftsfähig bezeichnetes
Regierungsprogramm leg-
ten SPD und Grüne im
Spätherbst 2008 vor. Ne-
ben gleichen Bildungs-
chancen für Kinder, egal
welcher Herkunft und För-
derung auch nach der Krip-
pen-, Kindergarten- und
Grundschulzeit standen
erstmals nach langer Zeit
in Hessen in diesem Pro-
gramm der beabsichtigten
rot-grünen Regierung un-
ter Duldung der Linken so-
zial-ökologische Belange
im Mittelpunkt. Die Zu-
sammenarbeit im Landtag
von SPD, Grünen und Lin-
ken ermöglichte 2008 die
Abschaffung der Studien-
gebühren. Und nicht
zuletzt die Proteste der Studierenden und der Bevölkerung
haben jetzt dazu beigetragen, dass auch die Parteitagsdele-
gierten von CDU und FDP mehrheitlich gegen die sofortige
Wiedereinführung stimmten. Und, ein anderes Beispiel für
den Einsatz der Bürger: auch die bisher allein regierende
CDU hat gemerkt, dass Energieeffizienz und Erneuerbare
Energien ein Thema der Menschen auch in Hessen sind
und sie nicht umhin kann, auch etwas gegen den Klima-
wandel zu tun. Bisher konnte sich die Koch-Regierung da-
mit zufrieden geben, Schlusslicht zu sein und zu bleiben.
Müsig die Spekulation darüber, was wäre wenn. Jetzt ha-

ben es die Wählerinnen und Wähler aber erneut in der
Hand, eine Regierung zu wählen, die für eine Energiewen-
de und eine ebenso wichtige Wende für den Naturschutz,
den Verbraucherschutz und für eine ökologische Lebens-
mittelerzeugung ohne Gentechnik auf dem Acker eintritt.
Neu ist an der jetzigen Situation für die Wahlberechtigten,

„Doch jetzt wurde mir
klar, dass die Umwelt
wichtiger ist als alles an-
dere“
Al Gore

Mehr Infos:
BUND-Brennpunkte zur
Hessenwahl mit Positionen
des BUND für eine zu-
kunftsfähige Politik für
Hessen im Internet unter
www.bund-hessen.de
und
www.hessenwahl.bund-
hessen.de

Fortsetzung nächste Seite
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Eisbär Knut kann nicht wählen gehen, aber ohne mehr
konsequenten Klimaschutz auch bei uns in Hessen
würden seine Artgenossen außerhalb der Tiergärten
bald im Eismeer untergehen.

dass von den Parteien keine möglichen Koalitionen von
vornherein ausgeschlossen werden, auch wenn es natürlich
Wunschpartner gibt. Entscheidend darüber, wieviel Klima-
schutz, wieviel Naturschutz und Stopp des Flächenverbrauchs
durch immer neue Siedlungsgebiete und Verkehrstrassen (-
Verbreiterungen) umzusetzen gewagt wird, wird das Mehr-
heitsverhältnis und damit das Gewicht des Partei-Programms
zueinander sein.
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CDU: setzt weiterhin auf Atomkraft
und die langfristige Verlängerung der
Laufzeiten von Biblis A und B sowie
auf den Klimakiller Kohle in Groß-
kraftwerken. Will das Kohlekraftwerk
Staudinger ausbauen, obwohl nur ein
sehr kleiner Teil der Abwärme bei der
Verstromung genutzt werden kann. In
den Regionalplänen wurden Flächen
für Windkraftnutzung zum Teil ent-
gegen den Entwürfen drastischst re-
duziert. Wirklich innovative Satzun-
gen zur Energieeinsparung und Son-
nenenergienutzung wie in Marburg
werden massivst behindert obwohl die
Hausbesitzer nur bei Neu- oder Um-
bauten sich die Energiesparform durch
die Nutzung von Solarenergie oder
eine bessere Wärmedämmung aussu-
chen könnten. Die CDU setzt
insbesondere auf Agrar-(„Bio“)masse,
und Geothermie.

FDP: setzt ebenfalls auf Atomkraft und
die langfristige Verlängerung der Lauf-
zeiten von Biblis A und B sowie auf
den Klimakiller Kohle in Großkraftwer-
ken. Bei der Atomenergienutzung setzt
die FDP noch mehr Akzente: Im Wahl-

programm der FDP steht sogar die
Aufforderung, ein neues Atomkraft-
werk am Standort Biblis zu bauen. Sie
hat viel Hoffnung, dass die Zukunfts-
techniker es schon richten werden mit
der CO2-Einsparung bei gleichzeitiger
Entwicklung neuer Technologien wie
der Kernfusionsforschung.

SPD: lehnt eine Laufzeitverlängerung
der „Schrottreaktoren“ in Biblis ab,
ebenso den Neubau von Kohlegroß-
kraftwerken wie Staudinger oder das
Kraftwerk auf der Ingelheimer Aue. Sie
will Hessen zum Vorreiter einer neuen
Energiepolitik machen. Beim Umstieg
auf Erneuerbare Energien gibt die SPD
klare Ziele und Zeitvorstellungen an.
Viele der SPD-Ansätze finden sich
wieder in der Energiepolitschen Posi-
tion des BUND.

Grüne: Sie treten wie die SPD für eine
echte Energiewende ein, mit klarer Ab-
lehnung von Atomkraft- und Kohle-

Aussagen der Parteien zu ausgewählten Bereichen

Energieversorgung und Energieeinsparung

großkraftwerken. Auch hier die rea-
listische Einschätzung der Entwicklung
der Versorgung mit Erneuerbaren En-
ergien in einem Mix von Sonne, Wind,
umweltverträglicher Agrarrest- und
Forstrestmassennutzung sowie Was-
serkraftnutzung, wo ökologisch ver-
tretbar, Geothermie (wo sinnvoll) und
vor allem der Energieeffizienz mit
Auflage von Förderprogrammen (en-
ergetische Sanierung von Gebäuden,
Bereitstellung öfentlicher Dächer für
Solaranlagen usw.).

Linke: Sie stellt fest, dass Energiewende
und Klimaschutz keine Frage des tech-
nisch Machbaren sondern des politi-
schen Willens sind. Wie SPD und Grü-
ne vertreten sie eine Energiewende weg
von fossilen Brennstoffen hin zu de-
zentral erzeugten Erneuerbaren Ener-
gien und sozialverträglicher Energie-
einsparung. Stromerzeugung anstatt
Stromverbrauch bei Kläranlagen sol-
len beispielsweise gefördert, Kraftwär-
mekopplung selbstverständlich wer-
den.

Der BUND begrüßt, dass alle Parteien
sich mehr (SPD, Grüne, Linke) oder
weniger (CDU, FDP) sich für Energie-
effizienz aussprechen. Klare Klimaziele
benennen dabei nur SPD und Grüne.
Mehr im Internet unter
www.hessenwahl.bund-hessen.de
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Fortsetzung nächste Seite

Fliegen macht Krach und schädigt
das Klima, neue Landebahnen
vernichten Lebensräume.

Straßenver -
kehrsplanun-
gen
Auch hier: CDU
und FDP halten an
allen Planungen
zum Bau und Aus-
bau neuer Autobahnen und Bundes-
sowie Landesstraßen uneingeschränkt
fest und versprechen weiterhin die Be-
reitstellung von Finanzmitteln. Minis-
terpräsident Roland Koch wirft den
Umweltverbänden, insbesondere dem
BUND, öffentlich in den Medien „Gue-
rillamethoden und ideologische Ver-
blendung vor“, da der BUND vor dem
Verwaltungsgerichtshof Natur-Ein-
griffs- und (als unzureichend festge-
stellte) Minimierungs- und Ausgleichs-
planungen gerichtlich überprüfen lässt.
Bekanntlich musste das Land noch in
der Schlussverhandlung bei der A44-
Planung gehörig nachbessern, um das
Verfahren zum betreffenden Abschnitt
nicht zu verlieren. Das gesetzlich ver-
briefte Recht zu klagen, spricht der Ju-
rist Koch dem BUND nicht ab, wieder-
holt aber seine Auffassung. Der BUND
empfindet solche demagogischen Äu-
ßerungen eines Regierungschefs uner-
träglich. Vor langen Jahren vom BUND
geforderte Alternativen zur Trasse und
zur Autobahn 44 wurden bis heute
nicht geprüft - das Festhalten an der
ungenügenden Planung der Landesre-
gierung verhindert bis heute die drin-
gende Entlastung der Bevölkerung.
Die SPD befürwortet auch den Bau

der A 44 - allerdings sah sie nach den
Verhandlungen mit den Grünen die
Notwendigkeit, eine verbesserte Pla-
nung der gesamten Strecke vor deren
Baurealisierung vorzulegen.
Grüne und Linke lehnen den Bau der

A 44 ab und plädieren für schneller
realisierbare Ortsumgehungen, die der
Bevölkerung mehr nützen. Die Grünen
sprechen sich für ein generelles Tem-
polimit von 120 km/h auf Autobah-
nen (die Linken für Tempo 130) und

CDU, FDP sowie SPD setzen auf
den Ausbau und auf neue Straßen.
Grüne und Linke setzen auf bessere
Auslastung - nicht zuletzt durch ein
Tempolimit
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Flughafenausbau & Nachtflug-
verbot
Beim Neubau und Ausbau der Flug-
plätze Frankfurt und Kassel-Calden
sind sich CDU und FDP einig: so wie
es in den Planfeststellungsbeschlüssen
steht, soll ausgebaut werden. Das Ver-
sprechen der Landesregierungen von
CDU/FDP und CDU an die Region um
Frankfurt „Kein Ausbau ohne Nacht-
flugverbot“ (und das nur in der soge-
nannten Mediationsnacht zwischen 23
und 5 Uhr) wurde brutalstmöglich ge-
brochen. Eine Deckelung der Flugbe-
wegungen für künftige Ansprüche der
Wirtschaft ist nicht vorgesehen.
Die SPD will in einem ergänzenden

Verfahren zumindest das Nachtflug-
verbot in Frankfurt durchsetzen. Kas-
sel-Calden soll nach dem Willen der
SPD ausgebaut werden, obwohl er nur
schwerlich wirtschaftlich sein kann.
Grüne und Linke lehnen den Ausbau

gänzlich ab, da die Region um Frank-
furt heute schon an der Grenze der Be-

lastbarkeit angelangt ist und Kassel-
Calden ein Zuschussbetrieb des Lan-
des bleiben würde.
Die Grünen erreichten überdies im

Herbst 2008 das Zugeständnis der SPD
bei einer möglichen Regierungsmehr-
heit, dass der Ausbau Kassel-Calden
nochmals überprüft wird - auch da-
hingehend, ob eine Modernisierung
nicht zielführender wäre.
Den Gerichtsverfahren um den Aus-

bau des Frankfurter Flughafens woll-
ten SPD und Grüne den unnötigen
Zeitdruck nehmen im für Laien schwer
durchschaubaren Verfahren um mög-
liche Waldvernichtungsrodungen nach
einem eventuellen Entscheid des Hes-
sischen Verwaltungsgerichtes im ge-
rade anstehenden Eilverfahren. Die
Grünen vereinbarten hierzu mit der
SPD ein Stillhaltemoratorium bis zum
Jahresende 2009 wobei anzunehmen
war, dass bis dahin schon in der
Hauptsacheverhandlung beim Hessi-
schen Gericht entschieden wurde.
Mit CDU und FDP sind diese politi-

schen Initiativen nicht zu machen -
auch nicht angesichts des diesjähri-
gen Rückgangs bei Passagieren und
Fracht, das nach Ansicht von Flug-
sachverständigen der Wirtschaft sich
auch im nächsten und in 2010 fort-
setzen wird und schon allein von da-
her der Frankfurter Flughafen
keinesfalls schon 2011 an seine Kapa-
zitätsgrenze gelangen wird.
Festlegungen zum neuerlichen Aus-

bau des Egelsbacher Flugplatzes mit
Beseitung des gerade neu angelegten
Bachlaufs wurden in den Wahlpro-
grammen der Parteien nicht getroffen.
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30 km/h in Wohn-
gebieten von
Städten und Ge-
meinden aus, wol-
len einen CO2-
Grenzwerte für
Autos von 120g/

km, und die Umwandlung der Kfz- in
eine CO2-Steuer unterstützen sowie
Mautflucht auf Bundesstraßen unter-
binden.
Auch wird von CDU und FDP an der

A49 und der A4 zwischen Olpe und
dem Hattenbacher Dreieck festgehal-
ten. Und ebenso an der umstrittenen
Rhönquerung (B 87 N), der von SPD
und Grünen sowie den Linken abge-
lehnten Verbindung Fulda-Meiningen
quer durch das Unesco Biosphärenre-
servat Rhön.
SPD, FDP, Grüne und Linke wollen

den Fahrradverkehr wieder stärken. Im
CDU-Programm werden keine Aussa-
gen zum Fahrrad getroffen.
Öffentlicher & Schienen-Ver-
kehr
Fehlanzeige im Wahlprogramm der
CDU. Die FDP widmet dem ÖV ein
weites Kapitel mit altbekannten Pla-
nungen, deren Realisierung durch die
einseitige Förderung der Straßen un-
ter Ministerpräsident Koch immer wei-
ter nach hinten geschoben wurde. Die
FDP will den ÖPNV unter liberalen

(Wirtschafts-) Gesichtspunkten im
Wettbewerb attraktiver gestalten, den
Bürgern die Wahl des Verkehrsmittels
überlassen: „jedes Verkehrsmittel soll
zum Einsatz kommen, wo es am bes-
ten geeignet ist“. Eine Unterstützung
(? wie auch immer) von Jobtickets wird
zugesagt. Sie fordert die Einbindung
Frankfurts in die ICE-Linie Paris –
Warschau, sieht den Engpass im Kin-
zigtal: „eine schnelle Fernverkehrstre-
cke mit Anschluss an die bestehende
Neubaustrecke Fulda – Würzburg ist
erforderlich, um die Anbindungen
nach Frankfurt zu verbessern. Außer-
dem kann damit die Verbindung Ha-
nau – Fulda aufgewertet werden.“ Zur
ICE-Neubaustrecke Frankfurt-Flugha-

Land-und Forstwirtschaft, Na-
turschutz &Verbraucherschutz
Dieses Kapitel bei der CDU: „Die hes-
sischen Land- und Forstwirte leisten
einen wesentlichen Beitrag zum Erhalt
unserer Kulturlandschaft und natürli-
chen Ressourcen. Daher sollen die An-
gebote des Landes allen Betriebsfor-
men ohne einseitige staatliche Bevor-
mundung zur Verfügung stehen. Länd-
liche Gebiete sind nach unserem Ver-
ständnis nicht nur Wohn-, Lebens-,
Naturschutz- und Erholungsräume,
sondern auch ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor. Neben der Dorferneue-
rung ist deshalb der weitere Ausbau
der Infrastruktur und ganz besonders
der DSL-Verfügbarkeit unsere vorran-
gige Zielsetzung. Die CDU setzt sich
dafür ein, dass EU-Umwelt- und -So-
zialstandards nicht zu Wettbewerbs-
nachteilen europäischer, deutscher und
hessischer Unternehmen im globalen

fen - Darmstadt – Mannheim werden
keine konkreten Aussagen gemacht.
Die mittlerweile auch in der Planungs-
versammlung finanziell abgesicherte
Regionaltangente West (sie verbindet
die Main-Neckar-Bahn über den Flug-
hafen Frankfurt mit Frankfurt-Höchst
und darüber hinaus) wird ausdrück-
lich erwähnt.
Die SPD will den ÖV ebenfalls wieder

mit Maßnahmen wie hessenweitem
Schülerticket attraktiver machen und
den Knoten Frankfurt auch durch Zu-
bau von Schienenwegen im Regional-
und Fernnetz sichern.
Die Grünen wollen Hessen zu einer

Modellregion für nachhaltige Mobili-
tät durch eine Verkehrswende machen,
die CO2-Emissionen des Verkehrsbe-
reichs bis 2020 um 30 Prozent senken
und „unter Beweis stellen, dass das
Mobilitätsbedürfnis der Menschen und
der Wirtschaft so gestaltet werden
kann, dass die negativen Folgen für
Mensch und Umwelt minimiert, die
wirtschaftliche Entwicklung gesichert
und eine Teilhabe unabhängig vom
sozialen Status und dem finanziellen
Hintergrund ermöglicht werden.“
Die Linken wollen Bahn und ÖPNV

besser und billiger machen und den
ÖV für Berufsverkehre auch außerhalb
der Ballungsräume stärken. Weitere
Streckenstilllegungen sollen verhindert
werden. Sie fordern eine hessenweite
HessenCard und Nulltarife in den
Innenstädten.

Wettbewerb führen.“ Im Klartext: die
CDU will den weiteren Abbau von
Schutzvorschriften von Natur und
Umwelt und die Vermarktung des Do-
mänen-Hofgutes Beberbeck nördlich
von Kassel als gigantischen Freizeit-
zirkus.
Die FDP widmet diesem Bereich

weitaus mehr wie Schutz durch Nut-
zung, Vertragslandwirtschaft und der-
gleichen. Aber auch hier wird nicht die
dringend notwendige Agrarwende ge-
sehen sondern das selbstbestimmte
Wirtschaften. Immerhin: wo Gentech-
nik drin ist, soll es nach dem Willen
der FDP auch draufstehen und nicht
verschwiegen werden (wie
beispielsweise bei Fleisch, bei dem die
Tiere mit gentechnsich veränderten
Futtermitteln gefüttert wurden). Der
Schutz von (wildlebenden) Tieren und
Pflanzen allerdings wird nicht um sei-
ner selbst willen befürwortet sondern
nur dort und dann, wenn Menschen
ihn auch wollen und er Baumaßnah-
men nicht im Wege steht. Der Wald
soll wirtschftlich sein.
Die SPD erkennt: „Das Land Hessen

hat einen beispiellosen Abbau des
Naturschutzes hinter sich. Mit mehre-
ren Gesetzesänderungen wurden
Schutzbestimmungen weitgehend ab-
gebaut, ganze Schutzbereiche wurden
aufgegeben, in anderen findet Natur-
schutz nur noch nach Kassenlage statt.
Damit wird der natürliche Reichtum
unseres Landes preisgegeben. Diese
kurzsichtige Politik werden wir been-
den. Wir werden ein neues Natur-
schutzgesetz vorlegen, in dem die Na-
tur wieder zu ihrem Recht kommt.“
Auch die Wassergesetzgebung, die
Pflege der Biotope und vieles mehr
wird im SPD-Programm angeführt und
sie will ein Landschaftsprogramm auf
den Weg bringen, das der Natur wieder
zu ihrem Recht verhilft. Menschen
wieder für Natur durch Anschauung
begeistern setzt sich die SPD als Ziel.
Die Grünen widmen in ihrem Pro-

gramm diesem Themenkomplex den
präzisesten und weitesten Raum aller
fünf Parteien bis hin zu Umstruktu-
rierungen der Verwaltungen, wenn sie
dem Ziel dienen. Die Grünen wissen:
„Der Schutz von Umwelt und Natur
ist keine Schönwetteraufgabe, sondern
muss auch in wirtschaftlich schwieri-
gen Zeiten Beachtung finden. Wir wis-
sen aber auch, dass die Natur nur
schützt, wer ihren Wert kennt und sie
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Stabilität, Kompe-
tenz, Vertrauen – In
Zeiten wie diesen
notwendiger denn
je.
www.cdu-hessen.de

Mehr Informationen ...
zu den Zielen und Kandidierenden finden Sie an den Infoständen der Parteien und im Internet.

Hessen wählt neu -
Politikwechsel in
Hessen durchsetzen.
Die Zeit ist reif.

www.spd-hessen.de

Jetzt aber grün.
Für Hessen: Ökolo-
gisch. Sozial. Kom-
petent.
Mit neuer Energie –
Für Umwelt- und
Naturschutz
w w w . g r u e n e -
hessen.de

FDP macht Hessen
stärker. Unser Wort
gilt.

www.fdp-hessen.de

Wichtig für Alle.
„Lassen wir uns
nicht schrecken
durch die Ungunst
äußerer Umstände,
haben wir für alle
Schwierigkeiten nur
eine Antwort: Erst
recht!“
Clara Zetkin
w w w. d i e - l i n k e -
hessen.de

schwerpunkt 

zu schätzen weiß. Integriert in Ganz-
tagsangebote und außerschulische Ju-
gendbildung soll der Umgang mit Na-
tur und Umwelt den notwendigen Stel-
lenwert erhalten. Wir werden die Um-
weltbildung in Hessens Schulen und
Kindergärten stärken und einen Ideen-
wettbewerb der Schulen für die krea-
tivsten Konzepte dafür ausrufen.“ Na-
tur-, Arten- und Wasserschutz, Boden-
schutz, die Förderung des ökologischer
Landbaus und die Ablehnung von
Gentechnik auf dem Acker sind für die
Grünen ebenso selbstverständlich wie
die Schaffung von Vernetzungen für
wandernde Tierarten auch durch Wild-
brücken sowie die Bewirtschaftung der
Wälder Hessens nach strengen Krite-

rien des Waldbewirtschaftungsrates
Forest Stewardship Council (FSC).
Auch die Linken wollen den ökolo-

gisch verträglichen Landbau auch un-
ter den Gesichtspunkten des Klima-
schutzes und der Gewässergüte för-
dern, um auch so die Nachfrage nach
gesunden, verbrauchernah erzeugten
udn dadurch preisgünstigeren Lebens-
mitteln weiter zu steigern. Agrogen-
technik lehnen sie ebenfalls klar ab
und wollen Tier- und Naturschutzge-
setz im Sinne von SPD und Grünen
wieder ändern.
Ehrenamt
In Verbindung mit dem Ehrenamt sind
bei CDU udn FDP nur das im Sport
auch das auf der Straße (Rettungs-

dienst) eine Er-
wähnung wert.
Die SPD hingegen
will zusätzlich die
Naturschutzbeirä-
te wieder stärken
und auch das En-
gagement ehrenamtlicher Natur- und
TierschützerInnen. Ebenso sehen das
die Grünen, die darüberhinaus in wei-
teren gesellschaftlichen Bereichen das
Ehrenamt auch gesetzlich aufwerten
und absichern wollen, um sich nicht
nur in Sonntagsreden und hinter ini-
tiierten Leuchturmprojekten zu verste-
cken. Auch die Linken wollen dem
gesellschaftlichen Engagement - auch
im Naturschutz - wieder mehr Stellen-
wert verschaffen.
Fazit
Bewegung ist - mehr oder weniger -
zu spüren. Für ehrenamtlich Aktive im
Umwelt- und Naturschutz, für Bürger-
innen und Bürger, denen unsere na-
türlichen Lebensgrundlagen wichtig
sind und die (kleine) Erfolge im Kli-
maschutz noch selbst erleben wollen,
ist es vor allem wichtig, diese Dinge
auch in den Vordergrund der Gesprä-
che mit Politikerinnen und Politern zu
rücken. Ein Mittel, die Stimme zu er-
heben ist die Wahl der Parteien, die
sich mehr als andere dafür einsetzen
und diese Werte in ihr Handeln mit-
einbeziehen. Daher: Gehen Sie wäh-
len (auch wenn es Ihnen schwer fal-
len sollte)! Mehr Infos zu BUND-Posi-
tionen sind im Internet unter
www.hessenwahl.bund-hessen.de

Naturschutz geht uns alle an! Begehung der Ulvenbergdüne in Darmstadt-
Eberstadt
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   adfc darmstadt

DARMSTADT . JUr .  Den Runden Tisch Rad-
verkehr, das Treffen von Politikern, Behörden-
vertretern und Vertretern des ADFC Darmstadt,
wird es auch weiter geben. Die von der ADFC
Mitgliederversammlung im letzten Jahr be-
schlossene Unterstützung einer Musterklage
gegen die Anordnung der Radwegebenutzungs-
pflicht hatte zu Missstimmungen geführt. Vor
allem seitens der Behördenverteter sah man
das Vertrauensverhältnis gestört.

Am 12. November 2008 fand ein klärendes
Gespräch zwischen ADFC- und Behördenver-
tretern statt. Seitens der Behörde wurde erklärt,
dass es nicht um die Absicht des ADFC ging,
eine solche Klage zu unterstützen, sondern wie
dieses seitens des ADFC nach außen kommu-
niziert wurde. Jörg Urban räumte hier Fehler
ein, es ging dem ADFC nie darum, mögliche
Fehler an Radwegen auf Behördenversäumnis-
se zurückzuführen.

JUr . Zu einer Podiumsdiskussion ins Straßen-
bahndepot am Böllenfalltor hatte die Schader
Stiftung zusammen mit der Technischen Uni-
versität Darmstadt am 13. Oktober eingeladen.
Unter Moderation von Dr. Ruth Fühner von hr2
Kultur beteiligten sich von der Industrie- und
Handelskammer Darmstadt Frau Barbara Ei-
chelmann, von der Heag mobilo Herr Karl-
Heinz Holub, vom Zentrum für interdisziplinä-
re Verkehrssysteme Dr. Peter Sturm sowie Jörg
Urban vom ADFC Darmstadt. Thema war 'Ver-
kehrsRaum Stadt (Mobilität und Verkehr)'.

Bei der Vorstellung erklärte Jörg Urban, das
Fahrrad endlich als ernsthafte Alternative zum
Auto wahrzunehmen. Es sei das ideale Ver-

Runder Tisch Radverkehr besteht weiter
Der ADFC erhofft sich von einem - gewon-

nenen - Prozess eine Signalwirkung an alle Ver-
antwortlichen. Sie sollen den Radverkehr nicht
weiter an den Rand, sprich: von der Fahrbahn
drängen, nur damit er dem Autoverkehr nicht
mehr „vor der Nase fährt“. Die Festlegung von
Maßnahmen für den Radverkehr erfordern in
jedem Einzelfall eine differenzierte Sichtweise.
Radwege sind häufig nicht die einzige und be-
ste Lösung. Und genau darum geht es dem
ADFC.

Beide Seiten betonten, dass ihnen an weite-
rer Zusammenarbeit gelegen und ihnen die
Verkehrssicherheit am wichtigsten ist. Um mög-
liche Interessenskonflikte zu vermeiden, wer-
den solche Radverkehrsanlagen, zu denen Kla-
gen anhängig sind, während des laufenden Ver-
fahrens von Besprechungen ausgenommen .
Bisher gibt es jedoch noch keine vom ADFC
unterstützte Klage.

Man vereinbarte Änderungen am bisheri-
gen Verfahren, um die Effizienz des Runden
Tisches zu erhöhen und die Realisierung der
beschlossenen Ideen zu erreichen. So wird es
zum Einen Vortreffen geben, bei denen vor al-
lem 'Kleinigkeiten' und Details besprochen
werden. Die Haupttreffen dienen dann einer-
seits dazu, „größere“ Dinge zu besprechen, bei
denen vor allem politische Entscheidungen er-
forderlich sind. Andererseits sollen dort aber
auch solche Punkte zur Sprache kommen, bei
denen zwischen Behörde(n) und ADFC keine
Einigkeit erzielt wurde.

Der Vorschlag von Jörg Urban, die Proto-
kolle der Treffen zu veröffentlichen, wurde mit
dem Argument abgelehnt, die Protokolle seien
aufgrund der sehr fachspezifischen und knap-
pen Formulierungen für Außenstehende kaum
verständlich. Statt dessen wurde die Erstellung
einer Art „Bilanz“ in geeigneter Form beschlos-
sen, die sowohl für Magistratsvorlagen, als auch
für die Veröffentlichung verwendet werden
kann.

Podiumsdiskussion „Typisch Darmstadt“

kehrsmittel auf kurzen Distanzen und kann we-
sentlich mehr zur Reduktion der zahlreichen
Kfz-bedingten Probleme beitragen, als z.B. die
Nordostumgehung. So sind in Darmstadt 66%
aller Wege mit dem Auto kürzer als 3km. Ge-
länge es, die Hälfte dieser Fahrten aufs Fahr-
rad zu verlagern, wäre der Entlastungseffekt für
Darmstadt wesentlich stärker als durch die
Nordostumgehung und den Feinstaubaktions-
plan. Auch Frau Eichelmann 'outete' sich als
Alltagsradfahrerin. Sie berichtete von anfäng-
lichen Akzeptansproblemen bei Ihren Kunden,
wenn sie dort mit dem Fahrrad vorfuhr.

Aus dem Publikum kamen zahlreiche Stel-
lungnahmen vor allem zum Thema Nordost-

umgehung. Eine weitgehende Ablehnung die-
ser Pläne war erkennbar.

Erstaunen erregte Herr Holub, als Kritik an
der Situation in der Fußgängerzone auf dem
Luisenplatz über zu schnelle Busse, Straßen-
bahnen und auch Radfahrer geäußert wurde.
Er erklärte, man habe sich informiert, die laut
Straßenverkehrsordnung dort vorgeschriebe-
ne Schrittgeschwindigkeit sei mit 15km/h an-
zusetzen, dazu gäbe es entsprechende Gerichts-
urteile.

Die ruhige und wenig kontroverse Veran-
staltung wurde nach gut einer Stunde von der
Moderatorin mit einem Dank an das Podium
und das Publikum beendet.

MÜHLTAL . Thomas Grän . In einem Schreiben
vom 26.2.2008 an den ADFC Darmstadt kün-
digte Verkehrsminister Rhiel an, die Bauarbei-
ten am Mühltalradweg ruhen zu lassen, bis die
von der Gemeinde Mühltal in Auftrag gegebe-
ne geologische Stellungnahme zum ASV-Gut-
achten vorliegt und eine Prüfung erfolgen kann.
Die Stellungnahme liegt nun vor, mit positivem
Ergebnis: Der Hang des Schleifbergs ist mit
hoher Wahrscheinlichkeit tragfähig. Eine kos-
tengünstige Radwegführung auf Fahrbahnni-
veau ist möglich! Trotz dieser Nachricht bricht
Verkehrsminister Rhiel sein Wort. In einem
Schreiben an Mühltals Bürgermeisterin Man-

Radweg Felsnase:

Der ADFC-Darmstadt wirft Verkehrsminister Riehl Wortbruch vor
ADFC Aktion in VADFC Aktion in VADFC Aktion in VADFC Aktion in VADFC Aktion in Vorbereitungorbereitungorbereitungorbereitungorbereitung

nes hält er die weitere Erörterung der Sachla-
ge „nicht für zielführend“. Von einer Teilnah-
me an einem Runden Tisch Gespräch sieht er
ab. Dies lässt den Schluss zu, dass ohne weite-
re Prüfung mit dem Waldwegausbau begonnen
wird.

Thomas Grän von der ADFC Arbeitsgruppe
„Pro Radweg Felsnase“ ist tief enttäuscht. „Im
Landtagswahlkampf Anfang dieses Jahres war
es endlich gelungen Darmstadt und Mühltal auf
einen gemeinsamen, guten Weg in der Radweg-
sache zu bringen. Alle Landtagskandidaten
sprachen sich für eine Prüfung der kostengün-
stigen, straßenbegeleitenden Radwegvariante

auf Fahrbahnniveau aus. Jetzt ist alles für die
Katz,“ so Grän.

Kampflos hinnehmen will der ADFC die
Nachricht aus Wiesbaden dennoch nicht. In
einem Schreiben an Verkehrsminister Rhiel
protestiert er gegen die Unterlassung der Un-
terlagenprüfung und die Absage des Runden
Tisches. Da es sich um den Ausbau einer Bun-
desstraße handelt, bittet der ADFC Bundesver-
kehrsminister Tiefensee in einem weiteren
Schreiben um Prüfung der Angelegenheit und
Vermittlung zwischen den verfahrenen Fronten.
Der ADFC hat begonnen die nächste Aktion
vorzubereiten.
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adfc darmstadt / adfc rüsselsheim   

RÜSSELSHEIM . Mario Schuller . Ende August
wurden auf  Initiative des Radverkehrsbeauf-
tragten der Stadt Rüsselsheim, Mario Schuller,
an der Grabenstraße die Verkehrszeichen zur
Kennzeichnung die Benutzungspflicht für den
Radweg abmontiert. Nun handelt es sich um
einen sogenannten „anderen Radweg“, der
benutzt werden kann, aber nicht muss. Rad-
fahrer können nun zwischen der subjektiven
Sicherheit des Radweges oder der objektiven
Sicherheit der Fahrbahn wählen.

Der ADFC fordert seit langem, die Benut-
zungspflicht auf ein erforderliches Maß zu re-
duzieren. Dass die Beschilderung von Radwe-
gen nicht immer erforderlich ist, bestätigte
auch das Bundesverkehrsministerium. Nach
dessen Aussage ist die Radwegebenutzungs-
pflicht als Sonderfall zu behandeln. Nach Un-
tersuchungen der Bundesanstalt für Straßen-
wesen erhöhen von der Straße abgetrennte
Radwege die Unfallgefahr, denn Radfahrer auf
Radwegen befinden sich oft außerhalb des
Blickfeldes von Autofahrern. An einmünden-
den Straßen werden sie dann häufig zu spät
bemerkt. Vermeiden lässt sich diese Gefahr

RÜSSELSHEIM . Mario Schuller . Die diesjäh-
rige Landesversammlung des ADFC Hessen fand
am 13. September 2008 in Rüsselsheim statt.
Die Stadtverwaltung hatte dem gastgebenden
ADFC Rüsselsheim hierfür mit dem Ratssaal des
Rathauses ihren schönsten Raum zur Verfügung
gestellt. Die Delegierten waren angetan von dem
mit moderner Technik ausgestatteten Saal, in
dem unter anderem das Stadtparlament seine
Sitzungen abhält. Nach den Grußworten des 1.
Kreisbeigeordneten des Landkreises Groß-Ge-

GINSHEIM-GUSTAVSBURG . Mario Schuller . In
Bezug auf die ab Frühjahr 2009 geplante Sper-
rung des Rad- und Fußweges entlang der Ei-
senbahnbrücke zwischen Gustavsburg und
Mainz hatte der ADFC Rüsselsheim der Gemein-
de Ginsheim-Gustavsburg einen Vorschlag für
eine Umleitungsbeschilderung gemacht. Der
Vorschlag des ADFC sieht eine Umleitung von

Radweg Grabenstraße nicht mehr
benutzungspflichtig

durch einen Mischverkehr, weil Radfahrer und
motorisierte Verkehrsteilnehmer gleichberech-
tigt eine Fahrbahn nutzen.

ADFC-Landesversammlung in Rüsselsheim

rau, Thomas Will, der Rüsselsheimer Stadträ-
tin Silke Klinger – zuständig u.a. für das Bau-
und Verkehrsdezernat – und Mario Schuller,
dem 1. Vorsitzenden des gastgebenden ADFC-
Ortsverbandes wurde dem 10.000. Mitglied des
ADFC Hessen, einem Arzt aus Frankfurt, ein
Gutschein für ein Well-ness-Wochenende über-
reicht. Dann stand einer konstruktiven und
informativen Landesversammlung nichts mehr
im Wege. Unterbrochen wurde die Versamm-
lung zur Mittagspause, zu der die Delegierten

zu einem 3-Gänge-Menu eingeladen wurden.
Etwas später als geplant konnte die Landesver-
sammlung fortgesetzt werden. Das Sitzungsprä-
sidium konnte den Zeitverlust jedoch durch
konsequentes Zeitmanagement wett machen,
so dass gegen 17 Uhr die Versammlung been-
det werden konnte. Abschließend lud der gast-
gebende ADFC Rüsselsheim noch zu Kaffee und
Kuchen ein. Zufrieden ob der gut verlaufenen
Versammlung und mit viel Lob für den Gastge-
ber traten die Delegierten den Heimweg an.

Umleitung für Radfahrer
Gustavsburg über die Mainbrücke nach Kost-
heim und dann - dem Hessischen Radfernweg
R3 folgend - an Main und Rhein entlang bis
zur Theodor-Heuss-Brücke vor. Bei einem Orts-
termin wurde die vorgeschlagene Umleitung
abgefahren und vereinbart, mit Hilfe eines Hin-
weisschildes auf die zeitlich begrenzte Umlei-
tung aufmerksam zu machen.

Radweg in der Grabenstraße
– mit und ohne Benutzungs-
pflicht
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ADFC Dieburg/Groß-Umstadt:ADFC Dieburg/Groß-Umstadt:ADFC Dieburg/Groß-Umstadt:ADFC Dieburg/Groß-Umstadt:ADFC Dieburg/Groß-Umstadt:

Mitarbeiter für
Projektgruppe
"Fahrradregion
Ostkreis" gesucht.
Im vergangenen Jahr wurde ein Regionales
Entwicklungskonzept für den ländlichen
Raum des Landkreises Darmstadt-Dieburg
erstellt, das nun in die Umsetzungsphase
geht. Im Rahmen dieses Konzeptes hat sich
die Projektgruppe "Fahrradregion Ostkreis"
gebildet. Ziel ist, die Infrastruktur und die
Öffentlichkeitsarbeit für den Alltagsradver-
kehr und den Fahrradtourismus in der Re-
gion zu verbessern und auf ein hohes Qua-
litätsniveau anzuheben. Begleitet wird der
Umsetzungsprozess vom Regionalmanage-
ment Darmstadt-Dieburg.

Wir suchen Interessenten, die gerne in
unserer Projektgruppe mitarbeiten möch-
ten. Nähere Informationen erteilt Roland
Gürtler, Tel. 06078 789571, guertler@adfc-
darmstadt.de
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   adfc bergstraße

Einladung zur Mitgliederversammlung
des ADFC Bergstraße
Alle Mitglieder des ADFC Bergstraße sind hiermit herzlich zur Mitgliederversammlung eingeladen.
Die Versammlung findet am

Donnerstag den 19. Februar 2009 um 19:30 Uhr
im Nebenraum des Restaurants Präsenzhof, in der Bensheimer Bahnhofstraße statt.

TAGESORDNUNG:
1. Begrüßung
2. Bericht des Vorstands über die Aktivitäten 2008
3. Bericht der Kassenwartin
4. Wahl des Vorstandes
5. Wahl der Kassenprüfer
6. Wahl der Delegierten zur Landesversammlung 26.09.2008
7. Behandlung von Anträgen
8. Verschiedenes

Anträge an die Versammlung können bis zum 19. Februar 2009 zu Händen des Vorstands gestellt
werden. Wir bitten Euch, recht zahlreich an der Versammlung teilzunehmen.

BENSHEIM . pd/Doris Sterzelmaier . Im Rah-
men des Sommerprogramms der Grünen Liste
Bensheim (GLB) fuhren mit der Stadtverord-
neten Doris Sterzelmaier auch Gäste vom ADFC
Bergstraße bei einer Art „Fahrradver-
kehrsschau“ mit. Die Stärken und
Schwächen des Radverkehrsnetzes von Bens-
heim West sollten untersucht werden.

Eine böse Falle gibt es an der Unterführung
B3/B47 (Rodensteinstraße/Wormser Straße)
bis zur Hermannstraße. Die fehlende Beschil-
derung „Fußweg – Radfahrer frei“ führt zu
Missverständnissen, da viele Verkehrsteilneh-
mer meinen, die Radler müssten auf dem rot
markierten Gehweg fahren. Manche Autofah-
rer versuchen mit der Hupe die Radfahrer zu
erziehen oder gar abzudrängen, was schon oft
zu gefährlichen Situationen geführt hat.

Die Ost-West-Verbindung über die Schwan-
heimer Straße endet abrupt an der Post. Eine
Weiterführung durch den Eisenbahntunnel mit
einer Aufstellfläche an der Ampel scheitere je-
doch an der Steigung von mehr als zehn Pro-
zent und dem nicht ausreichenden Fahrbahn-
querschnitt, so Stadtrat Matthias Schimpf.

Positiv ist in der Heidelberger zu vermer-
ken, dass hier die schmalen Radstreifen in ei-
nen ausreichend breiten Angebotsstreifen ge-
ändert werden soll. Des weiteren sind separa-
te Parkbuchten in Höhe des Albertuskindergar-
tens geplant.

Fahrrad-Verkehrsschau in Bensheim
Am Rinnentor wäre ein durchgängig mar-

kierter Radstreifen sinnvoll und damit eine
Neuordnung der gesamten Fläche für die ver-
schiedenen Nutzungsarten. Dies sei von Seiten
der Stadt angedacht, man müsse die Planun-
gen jedoch abwarten, sagte Stadtrat Schimpf.
Dem Drängen des ADFC, auf dem Zweirich-
tungsradweg an der Promenadenstraße und
Fehlheimer Straße die Benutzungspflicht auf-
zuheben, kann wohl nicht so schnell nachge-
geben werden, da dies ein stark frequentierter
Verkehrsbereich ist, insbesondere zu Schulan-
fangs- und schlusszeiten.

Am Ende der östlichen Rampe der neuen
Fußgängerbrücke über die B3/B47 fordert der
ADFC eine Warnmarkierung, die die nachfol-
gende Treppe ankündigt.

Der Radweg aus Heppenheim endet abrupt
am Bahnhofsvorplatz. Ein durchgängig geführ-
ter und markierter Radweg und die gesamte
Routen- und Ziel-Beschilderung für Radfahrer
fehlen. Für Ortsunkundige ärgerlich und tou-
ristisch kein Aushängeschild für Bensheim.
Hier muss dringend etwas passieren, das war
die einhellige Meinung von GLB und ADFC.
Petra Degenhardt stellte fest, dass der Radfern-
weg R8 an Bensheims Innenstadt völlig vorbei
führt und die Beschilderung verbesserungswür-
dig sei. Positiv wurde der Lückenschluss im
Radwegenetz in der Schwanheimer Straße in
Höhe des REWE Marktes gesehen.

Die Robert-Bosch-Straße ist zu schmal und
besonders in der Unterführung der A5 sehr eng.
Dieser direkte Weg zu den Arbeitsplätzen und
Freizeiteinrichtungen im Stubenwald hätte eine
Verbesserung dringend nötig. Es bleibt zu hof-
fen, dass der Bund dies bei einer Sanierung
des Tunnels erreichen kann.

Der Feldweg von der Robert-Bosch-Straße
bis zur Reithalle ist nicht für Radfahrer freige-
geben, ein Zusatzschild könnte das beheben.
Die Querung des Neugrabens an der Reithalle
ist nur per Treppe und über die sehr schmale
Brücke möglich, für Kinderanhänger ein Pro-
blem. Rampen könnten dieses Problem lösen.
Über die Hardtbrücke ging es dann wieder zum
Berliner Ring, an dem die Querungshilfe zur
Dammstraße sehr begrüßt wurde.

Am Ende der Veranstaltung im der TSV Ver-
einsgaststätte am Weiherhaus wurde noch wei-
ter diskutiert. Stadtrat Schimpf nahm die Vor-
schläge des ADFC auf und erläuterte die näch-
sten Planungen von Seiten der Stadt. So sollen
weitere 40 Radboxen am Bahnhof aufgestellt
werden. Die Warteliste sei damit nahezu abge-
arbeitet. Doris Sterzelmaier dankte allen Teil-
nehmern, besonders dem ADFC für die fach-
kundige Beratung und stellte fest, dass das The-
ma Radverkehr auch weiterhin ein Schwer-
punkt für die GLB bleiben wird. Obwohl schon
vieles verbessert wurde, gibt es noch viel zu
tun, was diese „Fahrradverkehrsschau“ wieder
einmal gezeigt hat.
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vcd darmstadt-dieburg   

uds . Ab Montag, dem 15. Dezem-
ber 2008, wird die Bergstraße end-
lich eine Schnell-Straßenbahn erhal-
ten. Wie die Dadina-Verbandsver-
sammlung bereits im September be-
schlossen hatte, wird während der
Betriebzeiten der heutigen Linie 6 die-
se von Montag bis Freitag in der
Hauptverkehrszeit im 15-Minuten-
Takt, sonst im 30-Minuten-Takt an-
stelle der Linie 8 bis nach Alsbach fah-
ren.

Die Fahrzeit verkürzt sich durch
den Linientausch um vier Minuten.
Die Linie 8 fährt also nur in folgen-
den Zeiträumen: Montag bis Freitag
vor Betriebsbeginn der Linie 6 und
nach Betriebsende der Linie 6 sowie
an Samstagen, Sonn- und Feiertagen.

Neue Schnell-Straßenbahn an die Bergstraße
VCD begrüßt die neue schnelle Verbindung

Aus Fahrtrichtung Alsbach besteht
in Eberstadt Frankenstein sofort An-
schluss an die Linie 1 bzw. umgekehrt
endet dort zuerst die Linie 1, der die
Linie 6 folgt, so dass gute Anschlüsse
von Alsbach und Seeheim-Jugenheim
zumDarmstädter Hauptbahnhof und
zurück bestehen.

Im Stadtgebiet Darmstadts zwi-
schen Eberstadt Frankenstein und Ar-
heilgen wird die Linie 6 unverändert
alle 15 Minuten fahren.

Die Idee, die Schnell-Straßenbahn
bis an die Bergstraße zu führen, ist
nicht neu. Doch wurde Anfang der
90er Jahre von Seiten der HEAG und
des Dadina-Vorgängers mit angebli-
chen Kapazitätsengpässen argumen-
tiert, da die Buslinie P von Pfungstadt

nach Eberstadt dort auf die Linie 6
abgestimmt ist. Um dieses Problem
zu entschärfen, werden in der Haupt-
verkehrszeit einige zusätzliche Tram-
kurse von Eberstadt zum Luisenplatz
eingelegt. Die entstehenden Kosten
werden vom Landkreis Darmstadt-
Dieburg, von den Gemeinden See-
heim-Jugenheim und Alsbach-Hähn-
lein sowie von der Stadt Darmstadt
gemeinsam getragen.

uds . Der Rhein-Main-Verkehrsver-
bund (RMV) kritisiert den Entwurf
einer Vereinbarung zur Finanzierung
der Eisenbahninfrastruktur, die der
Bund mit der DB AG vor der Teilpri-
vatisierung ihrer Transportgesellschaf-
ten abschließen möchte.

In diesem Entwurf einer sogenann-
ten Leistungs- und Finanzierungsver-
einbarung fehlt laut RMV insbeson-
dere die strecken- beziehungsweise
stationsscharfe Festlegung der zu er-
bringenden Qualität. Die Infrastruk-
turbetreiber der DB AG (DB Netz AG
für die Gleisanlagen, DB Station &
Service für die Personenbahnhöfe)
erhalten damit nach Ansicht des RMV
weitgehend freie Hand, dieMittel des
Bundes auf Großstadtbahnhöfe und
das ICE-Netz zu konzentrieren und
gleichzeitig Strecken und Stationen in
der Region zu vernachlässigen. Da-
mit könne der DB-Konzern die Profi-
tabilität des teilprivatisierten eigen-
wirtschaftlichen Fernverkehrs zu Las-
ten des Nahverkehrs steigern.

Bahnprivatisierung: für Volker Sparmann
�Freibrief für die Instandhaltung nach Gutsherrenart�
Der RMV sieht Defizite in der vorDer RMV sieht Defizite in der vorDer RMV sieht Defizite in der vorDer RMV sieht Defizite in der vorDer RMV sieht Defizite in der vorgesehenen Vgesehenen Vgesehenen Vgesehenen Vgesehenen Vererererereinbareinbareinbareinbareinbarung zwischen Bund und DB AG als Gefahr für Netz undung zwischen Bund und DB AG als Gefahr für Netz undung zwischen Bund und DB AG als Gefahr für Netz undung zwischen Bund und DB AG als Gefahr für Netz undung zwischen Bund und DB AG als Gefahr für Netz und
Stationen in der Region Frankfurt RheinMainStationen in der Region Frankfurt RheinMainStationen in der Region Frankfurt RheinMainStationen in der Region Frankfurt RheinMainStationen in der Region Frankfurt RheinMain

Bereits in den letzten Jahren hat der
RMV nach eigener Darstellung beob-
achtet, dass die Infrastrukturgesell-
schaften der DB AG bei der Bewirt-
schaftung der regionalen Infrastruk-
tur gespart und Stationen vernachläs-
sigt hätten. Der RMV befürchtet, dass
die DB AG nach dem Börsengang ih-
rer Transporttöchter die von allen
RMV-Gesellschaftern � nicht zuletzt
vom LandHessen �mitgetragene Phi-
losophie eines für die Städte, den Bal-
lungsraum und die Region
gleichermaßen ausgewogenenMobi-
litätskonzepts empfindlich stört. Statt-
dessen möchte der RMV weiterhin
mit seinen Partnern � darunter DB
Station & Service � Bahnhöfe und Sta-
tionen funktional aufwerten sowiemit
ausgebauten und instand gehaltenen
Gleisen die Verkehrsleistung qualita-
tiv und quantitativ verbessern. Die im
Vertragsentwurf enthaltenen Quali-
tätsparameter sind nach den Erfah-
rungen des RMV ungeeignet zur
Messung der Qualität des Netzes und

der Stationen. Außerdem fehlt dem
Verbund zufolge ein wirksamer An-
reiz für die DB-Infrastrukturbetreiber,
die vertraglichen Regelungen einzu-
halten.

RMV-Geschäftsführer Volker Spar-
mann: �Die Regelungen in der Lei-
stungs- und Finanzierungsvereinba-
rung reichen nicht aus. DB Netz AG
und DB Station & Service AG sollen
zusätzlich zu den jährlich steigenden
Trassen- und Stationspreisen weitere
2,5 Milliarden Euro pro Jahr vom
Bund bekommen, ohne verpflichtet
zu werden, die regionale Infrastruk-
tur ausreichend zu erhalten und wei-
ter zu entwickeln. Das ist Infrastruk-
turpolitik nach Gutsherrenart. Wir er-
warten aber, dass der Bund seinen
verfassungsmäßigen Auftrag erfüllt,
den Erhalt der gesamten Eisenbahn-
infrastruktur zu gewährleisten.�
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Plan Modernisierung der Odenwaldbahn
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Der RMVwill eine �quantitativ ver-
besserte Verkehrsleistung�. Doch
wie sieht es aus, wenn Europas
größter und schönster Verkehrsver-
bund Schienenverkehre aus-
schreibt, so wie aktuell auf der
Main-Rhein-Bahn Aschaffenburg -
Darmstadt - Mainz - Wiesbaden?
Auf dieser Strecke wird - trotz Aus-
schreibung und vermutlicher min-
destens sechstelliger Einsparungen
des RMV - ab Dezember 2008 kein
einziger zusätzlicher Zug fahren.

Außerdem gibt es in einem Zwei-
Wagen-Doppelstockzug weniger
Sitzplätze als im heutigen Vier-Wa-
gen-Normalzug - diese Kurzzüge

Kommentar von Uwe SchuchmannKommentar von Uwe SchuchmannKommentar von Uwe SchuchmannKommentar von Uwe SchuchmannKommentar von Uwe Schuchmann

Regionaler Schienenverkehr
Handeln statt VHandeln statt VHandeln statt VHandeln statt VHandeln statt Versprersprersprersprersprechen!echen!echen!echen!echen!

hat der RMV ebenfalls in seiner Aus-
schreibung festgelegt. Auch auf der
Main-Neckar-Bahn zwischen Darm-
stadt und Bensheim fahren heute
(2008) weniger Züge im RMV-Tarif
als zum RMV-Start 1995.

Wenn die Landkreise, kreisfreien
Städte und das Land (als RMV-Eigen-
tümer) Zugleistungen abbestellen,
kommenweniger Benutzungsentgel-
te bei den Infrastrukturbetreibern an.
Der Bund ist zwar einer der richtigen
Adressaten, wenn es um eine ver-
nünftige Finanzmittelausstattung der
Schieneninfrastruktur geht. Doch
gleichsammüssen sich Land und Krei-
se an die eigene Nase fassen: Hes-

sens Verkehrsminister Dr. Alois Rhiel
(CDU) kann nicht einerseits über
das RMV-Sprachrohr mehr Schie-
nengelder einfordern - und will
selbst gleichzeitig die Lkw-Mautein-
nahmen nur noch für Straßen ver-
wenden.

Und der Darmstadt-Dieburger
ÖPNV-Dezernent und Landrat des
Landkreises Darmstadt-Dieburg
lässt zwar ebenfalls den RMV la-
mentieren, doch nimmt er bei Aus-
schreibungen nicht sein Mitspra-
cherecht war und will als Landrat
Alfred Jakoubek (SPD) die parallele
Bundesstraße zwischen Dieburg
und Babenhausen ausbauen.

  vcd darmstadt-dieburg

VCD Hessen: Luftfahrt weltweit im Umbruch
Sinkende Passagierzahlen stellen Flughafenausbau in
Frage

Werner Geiß .Wegenweltweiter Ent-
wicklungen wird sich nach Einschät-
zung des VCDder Flugverkehr grund-
legend verändern. Geiß verweist auf
den Nobelpreisträger Paul Krugmann,
der den billigen Verkehr als Grund für
einen ineffizienten, ausufernden glo-
balen Handel ansieht, der selbst nach
einer wirtschaftlichen Erholung nicht
wieder den früheren Umfang errei-
chen dürfte. Nach Ansicht des VCD
werden deshalb der noch immer steu-
erfreie Flugverkehr und insbesondere
die Luftfracht auf Dauer Federn las-
sen müssen. Der Markt für Flugtou-
rismus sei allmählich gesättigt. Hinzu
komme, dass der Flugverkehr teurer
wird, wenn die Luftfahrtunternehmen
von 2013 an einen Beitrag zum Kli-
maschutz leisten und CO2-Emissions-
zertifikate kaufen müssen.

Der anhaltende Rückgang der PassagierDer anhaltende Rückgang der PassagierDer anhaltende Rückgang der PassagierDer anhaltende Rückgang der PassagierDer anhaltende Rückgang der Passagierzahlen am Frankfurzahlen am Frankfurzahlen am Frankfurzahlen am Frankfurzahlen am Frankfurter Flughafen stellt nach Ansicht des Vter Flughafen stellt nach Ansicht des Vter Flughafen stellt nach Ansicht des Vter Flughafen stellt nach Ansicht des Vter Flughafen stellt nach Ansicht des Verkehrsclubs Deutsch-erkehrsclubs Deutsch-erkehrsclubs Deutsch-erkehrsclubs Deutsch-erkehrsclubs Deutsch-
land (VCD) den ökonomischen Sinn einer neuen Landebahn zunehmend in Frage. �Der Einbruch ist weniger eineland (VCD) den ökonomischen Sinn einer neuen Landebahn zunehmend in Frage. �Der Einbruch ist weniger eineland (VCD) den ökonomischen Sinn einer neuen Landebahn zunehmend in Frage. �Der Einbruch ist weniger eineland (VCD) den ökonomischen Sinn einer neuen Landebahn zunehmend in Frage. �Der Einbruch ist weniger eineland (VCD) den ökonomischen Sinn einer neuen Landebahn zunehmend in Frage. �Der Einbruch ist weniger eine
konjunkturkonjunkturkonjunkturkonjunkturkonjunkturelle denn eine strelle denn eine strelle denn eine strelle denn eine strelle denn eine strukturukturukturukturukturelle Schwäche�, sagte Welle Schwäche�, sagte Welle Schwäche�, sagte Welle Schwäche�, sagte Welle Schwäche�, sagte Werererererner Geiß, Luftverkehrsexperner Geiß, Luftverkehrsexperner Geiß, Luftverkehrsexperner Geiß, Luftverkehrsexperner Geiß, Luftverkehrsexperte des VCD Hessen. �Diete des VCD Hessen. �Diete des VCD Hessen. �Diete des VCD Hessen. �Diete des VCD Hessen. �Die
Finanzkrise war wohl AuslöserFinanzkrise war wohl AuslöserFinanzkrise war wohl AuslöserFinanzkrise war wohl AuslöserFinanzkrise war wohl Auslöser, aber nicht allein Ursache.� Der Umwelt- und V, aber nicht allein Ursache.� Der Umwelt- und V, aber nicht allein Ursache.� Der Umwelt- und V, aber nicht allein Ursache.� Der Umwelt- und V, aber nicht allein Ursache.� Der Umwelt- und Verbrauchererbrauchererbrauchererbrauchererbraucherverband forverband forverband forverband forverband forderderderderdert, statt int, statt int, statt int, statt int, statt in
den Flughafen in den Schienenverkehr zu investierden Flughafen in den Schienenverkehr zu investierden Flughafen in den Schienenverkehr zu investierden Flughafen in den Schienenverkehr zu investierden Flughafen in den Schienenverkehr zu investieren. Das diene nicht nur dem Klimaschutz, sonderen. Das diene nicht nur dem Klimaschutz, sonderen. Das diene nicht nur dem Klimaschutz, sonderen. Das diene nicht nur dem Klimaschutz, sonderen. Das diene nicht nur dem Klimaschutz, sondern schafn schafn schafn schafn schaffe auchfe auchfe auchfe auchfe auch
mehr Arbeitsplätze.mehr Arbeitsplätze.mehr Arbeitsplätze.mehr Arbeitsplätze.mehr Arbeitsplätze.

Auch aus technologischer Sicht hält
der VCD den Ausbau des Flughafens
für fragwürdig. Aus Gründen des Kli-
maschutzes lässt die EU gemeinsam
mit der Luftfahrtindustrie im Projekt
�Clean Sky� Flugzeuge entwickeln,
die durch leichtere Werkstoffe und
neue Triebwerke weniger Kohlendi-
oxid ausstoßen. �Flugzeuge werden
künftig kleiner, aber auch lauter sein�,
erläutert Geiß. Nicht nur die Herstel-
ler, vor allem auch die Flughäfen
müssten sich neu aufstellen. Luft-
fahrtdrehkreuze und konventionelle
Großflugzeuge lohnten sich nur noch
dort, wo Treibstoff noch länger billig
verfügbar ist, etwa in der Golfregion.
Europäische und amerikanische Airli-
nes dagegen setzten auf kleinere,
sparsameMaschinen im umsteigefrei-
en Direktflugbetrieb zu lärmunemp-

findlichen Standorten an der Periphe-
rie der Ballungsräume. �All dies wur-
de bei der Ausbauplanung für Frank-
furt ignoriert�, sagte Geiß. Nach An-
sicht des VCD wäre die verantwortli-
che Politik gut beraten, für die Be-
schäftigten der Luftfahrt eine nach-
haltige und tragfähige Alternative
zum Flughafenausbau zu bieten. Nur
mit einem Programm zur umfassen-
den Sanierung und dem Ausbau des
Schienenverkehrs könne es zugleich
gelingen, den Transportbedarf unter
Wahrung der Klimaschutzziele zu be-
wältigen und aufgrund der arbeitsin-
tensiven Prozesse weit mehr Jobs zu
schaffen als in der Luftfahrt entfallen.

Zum Hintergrund: Im November
verzeichnete der Frankfurter Flugha-
fen im sechstenMonat in Folge rück-
läufige Passagierzahlen. Auch die
Frachtmenge verringerte sich.
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Energiespartipps für Fortgeschrittene
von Werner Brinker

Strom sparen für Fortgeschrittene

Weiße LEDs
LEDs werden als die Zukunft in der Beleuchtungstech-
nik gepriesen. Sie gelten als chic und modern und bie-
ten durch ihre geringe Baugröße sehr viele Gestaltungs-
möglichkeiten. Bei Anzeigen in elektronischen Geräten
oder im Automobilbau werden sie schon häufig ver-
wendet. In der Gebäudebeleuchtung trifft man sie da-
gegen bisher noch eher selten an. Dies hat mehrere
Gründe. Einerseits sind LED-Lampen noch immer recht
teuer. Daneben gibt es immer noch Probleme damit,
ein angenehm weißes Licht zu erzeugen. Noch ist das
Licht eher kalt und bläulich, aber die Entwicklung lässt
hoffen.
Vor allem aber sind LED-Lampen noch immer relativ

ineffizient. Die meisten zur Zeit käuflich zu erwerben-
den LEDs liegen in ihrer Lichtausbeute etwa auf dem
gleichen Niveau wie Halogenlampen und sind damit
rund 3 bis 4 mal schlechter als Energiesparlampen. Zwar
kursieren immer wieder Berichte über Steigerungen des
Wirkungsgrades durch die Gazetten und die Fortschritte

Wäsche kalt waschen
Es hört sich etwas originell an, aber es geht: Wie der
Bund der Energieverbraucher berichtet, lässt sich Wä-
sche schon bei Temperaturen von nur 20 Grad waschen
und wird dabei sauber. Möglich machen das neue
waschaktive Substanzen, die viele der großen Wasch-
mittelherstellern in ihren Produkten verwenden. Diese
sind schon bei 20 Grad aktiv und öffnen damit eine
interessante Möglichkeit zum Energiesparen.
Die Temperatur ist der wesentliche Faktor für den

Stromverbrauch beim Waschen. So benötigt ein Wasch-
gang bei 60 Grad etwa doppelt so viel Energie wie bei
40 Grad, Kochwäsche sogar das Dreifache. Eine Studie
des Öko-Instituts belegt, dass mit niedrigeren Wasch-
temperaturen bis zu 40 Prozent Energie eingespart wer-
den kann.
Gute Waschergebnisse erziehlt man dann, wenn man

dem Waschmittel ausreichend Zeit gibt, seine Wirkung
zu entfalten und die Wäsche ausreichend walkt. Wer
bei 20 Grad waschen möchte sollte darum auf Kurz-
programme verzichten und eventuell die Einweichzeit
verlängern. Probieren Sie es einfach aus, indem Sie
jeweils die Temperatur eine Stufe niedriger einstellen
als gewohnt: statt 60 Grad 40 Grad, statt 40 Grad 30
Grad und statt 30 Grad 20 Grad. Unter 20 Grad sollten
Sie aber nicht gehen, da dann die waschaktiven Sub-
stanzen noch nicht wirksam sind.

der Technik sind auch beachtlich. Dennoch hat bisher noch
keine LED das Niveau der Energiesparlampe erreicht.
Aber selbst diese verbesserten LEDs werden bisher kaum zum

Kauf angeboten. Daneben ist es auch schwer die Effizienz der
LEDs untereinander und mit anderen Leuchten zu vergleichen,
denn LED müssen, anders als Glühbirnen und Energiesparlam-
pen, bislang nicht mit dem EU-Energiesparlabel ausgestattet
werden. Damit hat der Kunde aber praktisch keine Möglich-
keit, den Energieverbrauch einer LED-Lampe realistisch einzu-
schätzen.
Darum gilt, zumindest bis auf weiteres: Energiesparlampen

sind für den Haushalt die erste Wahl.
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Wintergemüse gegen Krebs
Michael Wittstadt . Im letzten
Jahr haben Wiener Wissen-
schaftler zum ersten Mal am
Menschen beweisen können,
was der kanadische Mediziner
Richard Beliveau in seinem
vielbeachteten Buch „Krebszel-
len mögen keine Himbeeren“ in
der Petrischale schon vorweg-
genommen hat: Der einheimi-
sche Kohl steigert die Wirkung
von Enzymen, die gegen Mikro-
tumore und entartete Zellen
aktiv werden.
Waren es bei Beliveau noch

alle Kohlsorten gleichermaßen,
so fanden die österreichischen
Mediziner heraus, dass vor al-
lem Rotkraut und Kohlsprossen

die Bildung anregen und die Blutspie-
gel der entsprechenden Stoffe bis auf
das Dreifache steigen ließen.
Darüber hinaus enthält einheimischer

Kohl noch gesunde Ballaststoffe, so-
wie Vitamine und Mineralstoffe. Nicht
ganz in dieses Bild passt allerdings,
dass Kohl einige Zeit kochen muss,
damit diese guten Enzyme besser wirk-
sam werden können. Isst man
allerdings einmal gekochten Kohl und
am nächsten Tag gedünstetes Gemüse
steht einer gesunden Ernährung trotz-
dem nichts im Weg.
Wissenschaftler haben ebenfalls he-

rausgefunden welche Kohlsorten ge-
gen welche Krebsart besonders gut wir-
ken. So sollte Rosenkohl zu sich neh-
men, wer das Brustkrebsrisiko vermin-
dern möchte oder Broccoli wer das
Bakterium Helicobacter pylori klein
halten will.
Was die Naturheilkunde schon lange

wusste und die Naturschützer schon
lange propagieren wurde jetzt endlich
wissenschaftlich belegt: Jahreszeiten-
gemäße Ernährung, mit z.B. Broccoli
und Blumenkohl im Sommer, Rosen-
kohl und Wirsing im Winter; das gan-
ze drei Mal die Woche wirkt nachhal-
tig gesundheitsfördernd.
Bei weiteren Fragen wenden Sie sich

bitte an Heilpraktiker Michael Witt-
stadt, Telefon 06151 4924430 oder E-
Mail m.wittstadt@naturheilpraxis-
wittstadt.de.

Verschiedene Kohlsorten sind
gesund, aus regionaler Vermark-
tung umweltfreundlich - ohne weite
Transportwege auch in Bioqualität
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Gretel Steffen . Noch Plätze frei sind bei der
Kinderumweltgruppe des Darmstädter Orts-
verbandes im Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland (BUND) für fünf- bis
zehnjährige Kinder.
Die Kinder und zwei Betreuerinnen treffen

sich jeden Donnerstag von 15 bis 17 Uhr im
BUND-Treff in der Lauteschlägerstraße 24
(Martinsviertel) oder direkt an wechselnden
Orten zur Erkundung der Umgebung. Auf dem
Programm stehen spielerische Innenstadt-
und Parkerkundungen, Wald- und Wiesen-
ausflüge und Bastelangebote. Momentan ist
die Gruppe im Aufbau, sie wächst langsam
und bei allen Ideen der Betreuerinnen gibt es
genügend Raum für Selbstgestaltung und das
Einbringen eigener Ideen.
Wer Interesse hat, viele spannende, schöne

und lustige Ideen umzusetzen bekommt mehr
Infos bei Gretel Steffen, Telefon 06151
3978654 und Romy Schnölzer, Telefon 0179
5032032 bzw. kinderumweltgruppe@web.de
im Internet unter www.bund-darmstadt.de im
Bereich Kinder.

Noch sind Plätze frei
bei der BUND Kinder-
Umweltgruppe
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RP DA/bm . Das Raumordnungsverfah-
ren (ROV) für den Neubau eines Steinkoh-
leblocks am Standort Großkrotzenburg
(Staudinger) der E.ON Kraftwerke GmbH
beginnt. Vom 2. Januar bis zum 2. Febru-
ar 2009 erfolgt die Offenlage der sieben
Aktenordner. 125 beteiligte hessische und
bayerische Städte und Gemeinden, Land-
kreise, Fachbehörden, Verbände und In-
stitutionen erhielten sie schon zur Stel-
lungnahme (siehe auch www.rp-
darmstadt.hessen.de). Anregungen und
Bedenken von Privatpersonen werden im
Verfahren gleichrangig berücksichtigt.
Im ROV wird geprüft, ob das Vorhaben

von E.ON raumverträglich umgesetzt wer-
den kann. In den Unterlagen werden da-
her neben dem  geplanten Neubau eines
Steinkohleblocks auch weitere Vorhabens-
alternativen sowie die Möglichkeiten, eine
Fernwärmeversorgung aufzubauen, unter-
sucht. Es wird zudem abgeklärt, ob die
Auswirkungen des Vorhabens auf die be-
troffenen Menschen, die Tier- und Pflan-
zenwelt, den Wald, den Boden, das Was-
ser und nicht zuletzt die Luft in ihrer Ge-
samtheit als raumverträglich angesehen
werden können.
Die eingehenden Anregungen und Be-

denken werden voraussichtlich Ende März/
Anfang April 2009 gemeinsam mit E.ON

Raumordnungsverfahren für Kohle-Kraftwerk
Staudinger wird gestartet
Ab 2. Januar 2009 Offenlage der Antragsunterlagen

in einem Erörterungstermin diskutiert,
erklärte Regierungspräsident Dieke.
Danach wird das RP eine alandespla-
nerische Beurteilung abgeben, die im
Zulassungsverfahren nach dem Bun-
desimmissionsschutzgesetz zu berück-
sichtigen ist.
Der AK Energie wird zusammen mit

dem Kreisverband Offenbach des
BUND ebenfalls eine Stellungnahme
erarbeiten. Mehr Infos gibt es beim
BUND zum Thema Kohlekraftwerke:
w w w . b u n d . n e t / b u n d n e t /
themen_und_projekte/klima_energie/
k o h l e k r a f t w e r k e _ s t o p p e n /
geplante_standorte/
Dort bitte den Standort Staudinger

anklicken, um aktuelle Informationen
zu erhalten.
BI-Homepage: www.stopp-

staudinger.de
Offenlage in Aschaffenburg, Alzenau,

Breuberg, Bruchköbel, Darmstadt,
Dietzenbach, Erlenbach am Main,
Frankfurt am Main, Hanau, Hatters-
heim am Main, Heusenstamm, Kelster-
bach, Langenselbold, Maintal, Mühl-
heim, Obernburg , Obertshausen, Of-
fenbach , Rödermark, Rodgau, Seligen-
stadt, Erlensee, Eppertshausen, Freige-
richt, Glattbach, Großkrotzenburg,

Großwallstadt, Haibach, Hainburg am
Main, Höchst im Odenwald, Kahl am
Main, Karlstein am Main, Kleinost-
heim, Markt Kleinwallstadt, Kriftel,
Mainaschaff, Mainhausen, Markt El-
senfeld, Markt Groß-ostheim, Markt
Stockstadt am Main, Messel, Mömlin-
gen, Niedernberg, Rodenbach, Markt
Sulzbach am Main, Wörth am Main.
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BUND • Am Köllnischen Park 1 • 10179 Berlin

Informationsveranstaltung Kinderkrebs um Atomkraftwerke
Am 8. Novemberstellten in Darmstadt BUND und IPPNW die sogenannte Kinderkrebsstudie vor. Fazit: Die Gesundheit unserer
Kinder ist in der Umgebung der Atomkraftwerke mindestens bis zu 50 km im Umkreis gefährdet.

Herwig Winter . Vor den interessierten Zu-
hörern der gut besuchten gemeinsamen In-
formationsveranstaltung von IPPNW und
BUND Hessen wurde deutlich, dass Atom-
kraftwerke schon im Normalbetrieb die Ge-
sundheit gefährden. Die Wissenschaftler, die
über die Studie zu Kinderkrebs in der Um-
gebung von Kernkraftwerken (KiKK-Studie)
referierten, führten dabei diese traurige Ge-
wissheit eindrücklich vor Augen. Die KiKK-
Studie beweist: Je näher Kinder an einem
AKW wohnen, desto größer ist ihre Erkran-
kungs-Wahrscheinlichkeit. Signifikante Er-
gebnisse sind auch bis in eine Entfernung
von 50 km um die Atomkraftwerke nach-
weisbar.
Prof. Dr. med. Eberhard Greiser erläuterte

im Detail, warum ein Zusammenhang zwi-
schen der Strahlendosis und dem Leukämie-
risiko keineswegs ausgeschlossen werden
kann, wie vom Mainzer Kinderkrebsregis-
ter behauptet.
Dr. Alfred Körblein erweiterte den Blick

auf mögliche erhöhte Fehlbildungsraten,
Prof. Dr. med. Dr. h.c. Edmund Lengfelder
wies auf die hohe Empfindlichkeit der Kin-
der in Bezug auf radioaktive Niedrigstrah-
lung hin. Alle Referenten fanden es unver-
ständlich, dass die atomenergiefreundlichen
Wissenschaftler der Strahlenschutzkommis-
sion und das Team der Wissenschaftler um
Prof. Blettner (Mainzer Kinderkrebsregister)

auf Grund der KiKK-Studie weiterhin
einen möglichen Zusammenhang zwi-
schen radioaktiver Strahlung aus
Atomkraftwerken und dem Erkran-
kungsrisiko ausschließen.
IPPNW und BUND Hessen fordern

dazu auf, das Problem nicht mehr wei-
ter klein zu reden und durch Halb-
wahrheiten und nichtige Details zu
verwirren. Sie fordern von der Politik
eine fachöffentliche Diskussion unter
Einbeziehung aller bisher bekannt ge-
wordenen Erkenntnisse mit Beteili-
gung aller kritischen Wissenschaftler.
Dabei sollte die Kernaussage der KiKK-
Studie nicht aus den Augen verloren
werden: Je näher ein Kleinkind am
Atomkraftwerk wohnt, desto größer ist
die Gefahr für das Kind, an Krebs und
Leukämie zu erkranken. Außerdem ist
zu befürchten, dass weitere Studien,
die in nächster Zeit veröffentlicht wer-
den, aufzeigen, dass Atomkraftwerke
bei unseren Kindern auch vermehrt
Fehlbildungen erzeugen können.
IPPNW und BUND Hessen fordern

unmittelbare, amtliche und auch ver-
öffentlichte Messungen aller radioak-
tiven Emissionen aus den Atomkraft-
werken. Bisher messen nur die AKW-
Betreiber selbst und melden lediglich
gemittelte Messwerte an die Aufsichts-

behörden. Die Aufsichtsbehörden kontrol-
lieren dann nur sporadisch und indirekt die
Angaben der AKW-Betreiber. Alle dabei
erhobenen Messwerte müssen veröffentlicht
werden und der allgemeinen Forschung zur
Verfügung stehen. Gerade eine systemati-
sche Analyse von Messwert-Spitzen könn-
te zur Ursachenaufklärung entscheidend
beitragen.
IPPNW und BUND Hessen fordern, den

AKW-Betrieb sofort zu stoppen, bis alle
Ursachen der vermehrten Krebserkrankun-
gen in AKW-Nähe restlos aufgeklärt sind.
Jegliche Tendenzen zu Laufzeitverlängerun-
gen sind zu unterbinden. Die Politik muss
endlich handeln. Die betroffene Bevölke-
rung, die im Umkreis von 50 km um Atom-
kraftwerke wohnt, muss sachlich korrekt
über das erhöhte Erkrankungsrisiko aufge-
klärt werden.
IPPNW und BUND Hessen fordern den

umgehenden Einstieg in eine verschärfte
Grenzwertdebatte mit einer fachöffentlichen
Diskussion und unter Einbeziehung aller
Forschungsergebnisse der Strahlenbiologie,
die besonders in der Beurteilung der Strah-
lenschutz-Kommission eine nur untergeord-
nete Rolle spielen. Grenzwerte dürfen sich
nicht nur auf gesunde Erwachsene bezie-
hen, sondern müssen in Zukunft auch die
erhöhte Strahlensensibilität der Embryonen,
Feten und Säuglinge berücksichtigen.
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Gedanken zur Nordostumgehung und Verkehrspolitik in Darmstadt
Teil 1Dr. Karl-Heinz Stephan-Roßbach, Sprecher des Arbeitskreises Stadtentwicklung und
Verkehr von  Bündnis 90 / die Grünen

Die Nordostumgehung wurde Ende der
70er erfunden, als die Planeradvoka-
ten in Kranichstein und Martinsvier-
tel zusammen mit den Dissidenten in
Stadtplanungsamt Alternativen zu den
im damaligen Generalverkehrswege-
plan für erforderlich gehaltenen Stra-
ßennetz suchten, das ein Autobahn-
Viereck um Darmstadt vorsah und
außerdem in der Stadt den Ausbau der
B3 als west- und der B449 als Ost-Tan-
gente zur Innenstadt. Widerstand der
Bürger brachte diese Beschlüsse zum
kippen; anstelle von B449 Osttangen-
te durch’s Martinsviertel und der Ost-
autobahn (zunächst stadtnah via Fa-
sanerie – Oberfeld, später weiter
draußen am Steinbrücker Teich –Bern-
hardsackerschneise) erschien die Trasse
im Einschnitt der Odenwaldbahn vom
Ostbahnhof zum Martin-Luther-King-
Ring eine vernünftige Umorientierung.
Die Ende der 90er Jahre eingeleitete

prozessuale Verkehrsentwicklungspla-
nung mit öffentlichem Forum wurde
verstärkt auf Alternativen zum Kfz-
Verkehr gepocht, dem Fuß- und Rad-
wegenetz, den öffentlichen Verkehrs-
mitteln (auch via Park &Ride im Land-
kreis) wurde im damals entwickelten
Handlungskonzept als ebenso bedeu-
tend für die Mobilität eingestuft wie
das Kfz-Straßen-Netz. Die Nordostum-
gehung war neben andern Ergänzun-
gen des Straßennetzes eingeplant; man
erhoffte sich durch sie sowohl eine
komfortablere Verteilung des Kfz-Ver-
kehrs und eine bessere Erschließung
der Weststadt als auch vor allem we-
sentliche Entlastungen der Heinrich-
straße, der innerstädtischen B26 und
des Rhön-Spessart-Rings als NO Tan-
gente vom Ostbahnhof zur B42 im NW.
Es bleibt festzuhalten, dass die Nord-

ostumgehung keineswegs als Rückgrat
der Verkehrspolitik galt, sondern nur
als ein als nützlich und finanzierbar
eingeschätzter Baustein unter mehre-
ren anderen, um eine ausreichende und
zugleich stadtverträglichere Mobilität
zu gewährleisten. Nach heutigem Wis-
senstand würde die Nordostumgehung
aber nur den Rhön-Spessartring spür-
bar entlasten, alle sonstigen Finanzie-
rungsreserven des Stadtverkehrs (und
wohl auch anderer Investitionsfelder)

aufzehren; sie würde im Bürgerpark
und an der Hanauer Straße zwischen
dem Botanischen Garten und dem
Woog das Verkehrs aufkommen und
die Emissionen erheblich verstärken,
die Eingriffe während der Bauzeit wä-
ren erschreckend.
Alle diese Vorbehalte werden von der

Bürgerschaft und von den von ihr ge-
wählten Stadtverordneten mit Sorge
gesehen. Die Mehrheit der Stadtver-
ordneten hält die Nordostumgehung
dennoch für eine – zumindest auf län-
gere Sicht - notwendige Investition,
auch wenn sie wohl erst in 5<10 Jah-

ren in Betrieb gehen und ihre Wirkung
entfalten könnte. Die derzeitige Fi-
nanzlage der Stadt (und der andern
öffentlichen Hände ist allerdings kaum
zu überblicken; sie erfordert wohlü-
berlegte und vorsichtige Prioritäten-
setzungen für konsequente kleine
Schritte in die richtige Richtung.
Dem hat die Stadtverordnetenver-

sammlung Rechnung getragen, indem
sie zusammen mit dem Satzungsbe-
schluss über den Bebauungsplan N59,
auf dessen Grundlage die baureife Pla-
nung vorangetrieben werden soll, ei-
nen 9 Punkte Antrag beschlossen hat,
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durch den dieses Projekt richtig in die
Gesamtentwicklung integriert werden
soll.
Das wichtigste Element hierfür wird

in einer Fortschreibung der Verkehrs-
entwicklungsplanung gesehen, die
aktuellere und differenziertere Daten
benötigt, um bis 2020-25 eine Pers-
pektive auch für erst langfristig zum
Tragen kommende Maßnahmen zu er-
arbeiten, diese in ein Handlungspro-
gramm zeitlich und finanziell einzu-
ordnen, darüber hinaus aber auch al-
les zu versuchen, die bestehenden Net-
ze zu erhalten und in schnell wirksa-
men Übergangsschritten zu verbessern.
Dazu gehören vorrangig folgende

teils kurzfristige, teils längerfristige
Maßnahmen:
- die Instandsetzung maroder
Fahrbahnen, um die Substanz zu er-
halten sowie Erschütterungen und
Lärm zu mindern, und
- eine moderatere Fahrweise, um
Fußgängern das Überqueren zu er-
leichtern und um faires Einfädeln an
Stelle von Rot-Stau und Grün-Los-
brausen zu installieren.
Für eine sinnvolle Verkehrsentwick-
lung ist anzustreben,
- dass aus ökonomischen und
ökologischen Gründen verstärkt kur-
ze Strecken gesund zu Fuß per Rad
bewältigt werden,
- dass im Übrigen verstärkt die
öffentlichen Verkehrsmittel für den
Berufs- und Ausbildungs- Verkehr ge-
nutzt werden,
- dass der notwendige Wirt-
schafts- Ziel- und Quell- Verkehr leis-
tungsfähig gewährleistet wird,
- dass der ökonomisch und öko-
logisch problematische Luxus von
durchschnittlich 1,2 Personen/Pkw
halbiert wird, indem durch Fahrge-

meinschaften von
durchschnittlich 2,4
Personen gebildet wer-
den.
Die Stadtverordneten-
versammlung sollte
dem Bürgerbegehren
der Darmstädter Bürger
gegen die Nordostum-
gehung entsprechen:
1. weil wirklich
zunächst noch vieles zu
erledigen ist, wie am
30.9.08 von CDU & Al-
ternativen als Begründung für eine Zu-
rückstellung des Satzungsbeschlusses
beantragt – wenn damals auch ohne
eine Mehrheit zu finden.
2. weil das Bürgerbegehren ein
eindrucksvolles Votum darstellt,
3. weil es die Parteien weder sich
noch den Bürgern zumuten sollten,
gegeneinander Wahlkampf zu führen
– neben Hessen und Europa Wahl,
4. weil der Bürgerentscheid Geld-
und Personalaufwand erfordern wür-
de.
Weitere Information Nordostumge-

hung und Verkehrspolitik in Darm-
stadt:
Zur eingangs angesprochenen Pla-

nungsgeschichte siehe Seite 164-166
Planungenfür die Ostautobahn A 91
in Kranichstein, Geschichte eines
Stadtteils, Reba Verlag DA 1993.
www.darmstadt.de
Internetpräsenz der Stadt Darmstadt

mit vielfältig aufgefächerten Informa-
tionen über Kompetenzen und Aktivi-
täten; besonders lohnt sich bei Fragen
zum Planungsgeschehen das Weiter-
blättern in den Kapiteln <POLITIK
VERWALTUNG> und < WIRTSCHAFT
UMWELT  PLANUNG  VERKEHR>
http://www.darmstadt.de/wirtschaft/

index.html sowie im <PARLAMENTS-
INFORMATIONSSYSTEM> https://
darmstadt.more-rubin1.de
w w w . v e p . d a r m s t a d t . d e /

kontakt_impressum.php
Informationen zur Verkehrsentwick-

lungsplanung über die Bemühungen
in einem Forum das mit Vorbereitungs-
arbeiten ca. 1998 < 2004 lief und ver-
knüpft mit der Arbeit am Flächennut-
zungsplan an einer Perspektive für
2015 und darüber hinaus arbeitete und
in einem Handlungskonzept bis 2015
mündete, das auch von den städtischen
Gremien akzeptiert wurde.
www.nordostumgehung.de
Die Internetpräsenz der Bürgeriniti-

ative Darmstadt Ohne Nord Ost-“Um-
gehung“
http://www.ivda.de/
Die Internetpräsenz des Innovative

Verkehrssysteme Darmstadt e. V. un-
ter dem Top Themen findet sich eine
Stellungnahme des IVDA zur Nordost-
umgehung.
http://vorort.bund.net/darmstadt/

projekte/projekte_66/projekte_11.htm
Internetpräsenz des BUNDs Darm-

stadt mit den Positionen des BUND zur
Nordostumgehung.
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Monatliche Termine
BUND Darmstadt
Jeden vierten Montag des Monats offenes Treffen um 20 Uhr im
BUNDtreff, Lauteschlägerstraße 24 im Martinsviertel,
Kontakt Hanna Wittstadt, Fon 06151 9676559,
bund.darmstadt@bund.net, www.bund-darmstadt.de;
Termine: Homepage beachten!
BUND Odenwald
Monatliche Treffen des BUND Odenwaldkreis: zu erfragen bei Harald
Hoppe 06163 922175.
ADFC Darmstadt
Jeden Dienstag von 17.30 bis 19 Uhr im Fahrradbüro, Eingang Fahr-
radstation im Darmstädter Hauptbahnhof,
Am Fürstenbahnhof 5, 64293 Darmstadt.
Infos bei Jörg Urban, Fon 06151 933153,
vorstand@adfc-darmstadt.de,  www.adfc-darmstadt.de
Bitte beachten Sie das aktuelle Radtourenprogramm!

Veranstaltungen für Kinder
BUND Umweltkindergruppe Darmstadt
Wer zwischen fünf und zehn Jahre alt ist und Lust hat,
die Natur zu erforschen, im Wald zu spielen, mit Natur-
materialien zu basteln oder gesunde Sachen zu kochen,
ist richtig bei der Kindergruppe des BUND Darmstadt.
Weitere Infos und Anmeldung bei:
kinderumweltgruppe@web.de
 www.kinderumweltgruppe.de

Angebote im Rahmen des Umweltdiploms
Termine und Angebote siehe unter www.bund-
darmstadt.de im Bereich > Kinder > Umweltdiplom.
Stichworte: Amphibien, bunter Frühling, Wolle filzen,
Wasserleben erforschen, Wildbienenhotels bauen, Wes-
pen und Hornissen und ein Eidechsenbiotop bauen

Einladung Jahresversammlung BUND
Darmstadt, Montag, 23. März 2009, um
20 Uhr im BUNDtreff Darmstadt

01 - 2009
Amphibien in Darmstadt – erkennen und schützen  •
BUND, vhs DA • Dienstag, 20. Januar, 19:30 Uhr
Noch sind unsere heimischen Amphibien – Frösche, Kröten,
Unken, Molche und Salamander – in der Winterstarre, bald aber
machen sie sich wieder auf den Weg zu ihren angestammten
Laichgewässern. Der Vortrag stellt in Darmstadt und Umgebung
vorkommende Arten vor, beschreibt ihre Lebensweise und
erläutert notwendige Unterstützungs- und Schutzmaßnahmen für
diese interessanten Tiere. Stefan Spiekermann, Heather Krehbiel;
vhs – Justus-Liebig-Haus, Raum 11
Was sind und tun eigentlich Umwelt- und
Naturschutzverbände? • BUND, vhs DA • Dienstag, 27.
Januar, 19:30 Uhr
Vorgestellt werden verschiedene, auch in Darmstadt vertretene
überregional tätige Umwelt- und Naturschutzverbände und deren
Unterschiede in Schwerpunktthemen, Organisationsformen und
Arbeitsweisen. Nicht nur die Pflege von Natur und Landschaft,
Kröten über die Straße tragen oder Exkursionen stehen in deren
Programm sondern auch umweltpolitische Stellungnahmen zu
Planungen und Eingriffen in den Naturhaushalt und das
Landschaftsbild, Aktionen zur Förderung der Abfallvermeidung,
des Wasser- und Energiesparens und dergleichen mehr, das der
Vision dient, saubere Luft, sauberes Wasser und gesunden Boden
wiederzuerlangen und dort, wo diese Naturgüter noch erhalten
sind, zu bewahren. Hanna Wittstadt, Ulrike Moser, Niko Martin
und andere; vhs – Justus-Liebig-Haus, Raum 11

03 - 2009
Klima auf der Kippe - Wege aus der Krise • BUND, vhs
DA • Dienstag, 3. März, 19:30 Uhr
Unser Klima steht auf der Kippe. Im letzten Jahrhundert stieg die
Durchschnittstemperatur um ca. 0,7 Grad an. Das klingt wenig, ist
aber ein großer Unterschied: Ein Temperaturunterschied von nur
rund vier Grad trennt uns von der letzten Eiszeit vor 12.000
Jahren. Schon bei einem weiteren Temperaturanstieg um etwas
mehr als ein Grad drohen unumkehrbare Schäden für das
Klimasystem. Wie schnell sich die Erde weiter erwärmt, hängt
davon ab, wie die Menschheit auf den Klimawandel reagiert, den
sie selbst verursacht hat.
Im Vortrag werden die wesentlichen Zusammenhänge der
Klimaänderung sowie deren Ursachen und Auswirkungen
dargelegt. Es wird gezeigt, welche Potenziale zur Einsparung von
Treibhausgasen in Industrie und privaten Haushalten vorhanden
sind und wie durch ein Bündel von Maßnahmen das wichtigste

Treibhausgas CO2 eingespart werden kann. So
erfahren wir, was in Deutschland zu tun ist und
welche Lösungen es gibt, um die schlimmsten
Folgen der Klimaveränderung noch abzuwenden.
Werner Brinker, vhs – Justus-Liebig-Haus, Raum 11
Die Kröten wandern wieder - Ein
Sonntagsspaziergang • BUND, vhs DA •
Sonntag, 15. März, 14:30 – 16:30 Uhr
Von Februar bis April, bei manchen Arten auch
etwas später, finden die Frühjahrswanderungen der
Frösche, Kröten und Molche statt. Neben der
Lebensweise der im Gebiet vorkommenden
Amphibien werden verschiedene Schutzmaßnahmen
erläutert, damit die Tiere nicht von Autos
überfahren werden. Erklärt wird auch, warum es
verboten und auch sinnlos ist, die Tiere der Natur
zu entnehmen, um sie in den eigenen Garten zu
setzen.
Ute Mohr, Hanna Wittstadt ; Treffpunkt:
Kleyerstraße vor dem Postverteilzentrum
Umwelt contra Wirtschaft? • BUND, vhs DA
• Dienstag, 17. März, 19:30 Uhr
Der Schutz unserer Umwelt und die Entwicklung
der Wirtschaft stehen in einem fundamentalen
Widerspruch zueinander. Einerseits benötigen wir
nach gängiger Lehrmeinung eine permanent
wachsende Wirtschaft, um das soziale
Gleichgewicht der Gesellschaft zu erhalten,
andererseits ist unsere Umwelt schon heute
überbeansprucht und droht bei weiteren
Belastungen zu kollabieren, wie unter anderem die
aktuelle Klimaproblematik zeigt.
In dem Vortrag werden Antworten auf die Frage
gesucht, wie stark unsere Umwelt tatsächlich schon
belastet ist und welche Maßnahmen getroffen
werden müssen, um das Schlimmste noch zu
verhindern. Wir werden untersuchen, warum unsere
Wirtschaft ein fortdauerndes Wachstum benötigt
und welche Antriebe dahinter stecken. Daraus
lassen sich anschließend Maßnahmen ableiten, die
zu einer stabilen Wirtschaft führen.
Werner Brinker, vhs – Justus-Liebig-Haus, Raum 11
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RRRRRügügügügügen,en,en,en,en, 2 gr 2 gr 2 gr 2 gr 2 große 4-oße 4-oße 4-oße 4-oße 4-Sterne-FERSterne-FERSterne-FERSterne-FERSterne-FERIIIIIENWENWENWENWENWOHOHOHOHOHNNNNNUUUUUNGEN bis 6 PNGEN bis 6 PNGEN bis 6 PNGEN bis 6 PNGEN bis 6 Pererererer-----
sonen mitsonen mitsonen mitsonen mitsonen mit K K K K Kanu und Fanu und Fanu und Fanu und Fanu und Fahrrahrrahrrahrrahrrädern:ädern:ädern:ädern:ädern:     Familienfreundliche Feri-
enwohnung am Naturschutzgebiet Schoritzer Wiek in Süd-
Rügen. Rastplatz vieler Wildvögel. Fahrräder inclusive Info
unter www.ruegenimpression.de Tel. 0212 499494

KinderKinderKinderKinderKindergruppe Darmstadt:gruppe Darmstadt:gruppe Darmstadt:gruppe Darmstadt:gruppe Darmstadt:          für Kinder von 5 bis 10: Tref-
fen 1 x in der Woche. Es sind noch Plätze frei! Gretel
Steffen, Fon 06151 3978654, friedagreta@gmx.de
und Romy Schnölzer, Fon 0179 5032032,
kinderumweltgruppe@web.de
www.kinderumweltgruppe.de

KKKKKein Geschirr zum Fein Geschirr zum Fein Geschirr zum Fein Geschirr zum Fein Geschirr zum Fest? Enerest? Enerest? Enerest? Enerest? Energie-Rgie-Rgie-Rgie-Rgie-Räuber? äuber? äuber? äuber? äuber? dann schauen
Sie dort: www.bund-darmstadt.de >Service
 A A A A Agggggenda 21 Darmstadtenda 21 Darmstadtenda 21 Darmstadtenda 21 Darmstadtenda 21 Darmstadt     www.agenda21.damstadt.de
Hier erfahren Sie alles zu Energiesparen und
Förderprogrammen. Schauen Sie mal rein. Außerdem kön-
nen Sie sich ehrenamtlich in Themengruppen mit interes-
santen Leuten für eine nachhaltige Stadt engagieren.

Gerne stelle ich Ihnen Weinpräsente mit hübscher
Verpackung nach Ihren Wünschen zusammen,

ab 5� in jeder Größe.

Oder möchten Sie einen Gutschein für eine Weinprobe
in 2009 verschenken.

Es gibt viele Termine im nächsten Jahr ,

für 15 � oder für 25� pro Person inclusive Essen.

Wohnen im Passiv-Energie-Haus - Eine 2-stündige
geführte Besichtigung mit Vortrag • BUND, vhs DA •
Samstag, Samstag, 28. März, Beginn 15 Uhr (bis 17
Uhr)
Vor dem Hintergrund des Klimaproblems ist gerade beim Bauen
und Wohnen die Einsparung von Energie (über-)
lebensnotwendig. Die Besichtigung zeigt, dass Häuser wie das
vorgestellte, das fast ohne Heizung auskommt, schon längst
zum Standard einer ökologisch orientierten Planung gehören.
Gezeigt und erläutert werden Erdgeschoss, Technikeinrichtungen
und Außenanlagen mit Einzelheiten wie Lüftungssystem und
Wärmeschutzsuperverglasung. Kristin und Jürgen Militzer, DA-
Kranichstein, Carsonweg 80 • Kostenbeitrag pro Person 5 Euro,
verbindliche Anmeldung erbeten! Fon 06151 37931 oder
brigitte.martin@bund.net.

04 - 2009
Bunter Frühling im Park Rosenhöhe - Ein
Sonntagsspaziergang • BUND, vhs DA • Sonntag, 5.
April, 14:30 – 16:30 Uhr
Bei diesem Sonntagsspaziergang gilt es, Tiere und Pflanzen am
Wegesrand der Parkanlage zu entdecken und einiges über deren
Lebensraum zu erfahren. Wie sind sie durch den Winter
gekommen? Wie sehen die Überwinterungsstrategien der früh
im Jahr blühenden Pflanzen aus? Welche Bäume und Sträucher
wachsen dort? Wie kann ich diese unterscheiden? Sind sie auch
für den Garten geeignet? Diese Fragen stehen im Mittelpunkt
des unbeschwerlichen Rundgangs. Brigitte Martin, Erik O.
Martin;
Treffpunkt: Wolfskehlstraße, Parkeingang am Eingang
Thießweg/Ecke Erbacher Straße, gegenüber Ostbahnhof
Alte Bäume im Darmstädter Ostwald - Eine
unbeschwerliche Fahrradexkursion • BUND, vhs DA •
Sonntag, 10. Mai, 14:30 – 17:00 Uhr
Treffpunkt: Bernhard-Sälzer-Platz am Eingang zum Park
Rosenhöhe vor dem Löwentor
Der Ruthsenbach zwischen Oberwaldhaus und
Arheilgen - Eine unbeschwerliche Fahrrad-Exkursion •
BUND, vhs und ADFC DA • Sonntag, 17. Mai, 14:30
bis 17:30 Uhr
Treffpunkt: Dieburger Straße, Bushaltestelle Oberwaldhaus am
Steinbrücker Teich



ufb  4/2008  23

kontaktadressen in der region

http://www.profutura.net
Der Internetservice des BUND Hessen rund
um  den Frankfurter Flughafen
• Informationen  • Schallschutz für alle
• Einwendungen leicht gemacht

Steubenplatz 12,  64293 Darmstadt

Internet: http://radiodarmstadt.de

Kabel Darmstadt 102,75 Groß-Gerau 97,0 MHz

HörerInnen-Tel.: 06151 8700-100
HörerInnen-Fax: 06151 8700-111

VCD Bundesverband
Kochstraße 27
10969 Berlin
Tel. 030 280351-0
Fax 030 280351-10
mail@vcd.org
www.vcd.org

VCD bundesweit:
24-Stunden-Notrufzentrale
(VCD-GoCard)
Tel. 01805 290390
VCD Hessen e. V.
Umwelthaus Kassel
Wilhelmsstr. 2
34117 Kassel
Tel. 0561 108310
hessen@vcd.org
www.vcd.org/hessen

VCD Darmstadt-Dieburg e.V
Uwe Schuchmann
Baustraße 42
64372 Ober-Ramstadt
Tel. 06154 51851
Fax 06154 631508
VCD.Darmstadt-Dieburg@gmx.de
www.vcd.org/darmstadt.dieburg

Spendenkonto VCD
Vereinigte Volksbank Maingau eG
BLZ  505 613 15  •  Konto  59 000 26

ADFC-Bundesverband
ADFC e.V., Postfach 10 77 47, 28077  Bremen
Tel. 0421 34629-0
Fax 0421 34629-50
kontakt@adfc.de
www.adfc.de

ADFC Hessen e.V.
Eschenheimer Anlage 15,  60318 Frankfurt
Tel. 069 4990090
Fax 069 4990217
buero@adfc-hessen.de
www.adfc-hessen.de
ADFC Darmstadt e.V.
Am Fürstenbahnhof 5, 64293 Darmstadt
Tel. 06151 292368
Fax 06151 3607450
adfc-vorstand@ADFC-Darmstadt.de
www.ADFC-Darmstadt.de
Treffen: dienstags 17.30 bis 19 Uhr
Fahrradbüro Eingang Fahrradstation im Hbf
ADFC Gruppe Dieburg/Groß-Umstadt
Roland Gürtler
Tel. 0 6078 789571
Guertler@ADFC-Darmstadt.de
Treffen: jeden 1. Dienstag im Monat
ab 19.30 Uhr, Gaststätte „Pajaro Negro“, Am
Bahnhof 6, Dieburg
ADFC Radlertreff Tannenberg
Xavier Marc
Tel. 06257 86303
Marc@ADFC-Darmstadt.de
Treffen: jeden 1. Freitag im Monat
ab 19.30 Uhr, Gaststätte „Zum Löwen“, Bergstr. 7,
Seeheim
ADFC Kreisverband Bergstraße
Thomas Bierbaum, 1. Vorsitzender
Mainstr. 79, 64625 Bensheim
Tel. 06251 39581
piti.thomas@t-online.de
www.adfc-bergstrasse.de
ADFC Radlertreff Bensheim
Treffen: jeden 1. Donnerstag im Monat um 19.30
Uhr in der Pizzeria Präsenzhof, Bahnhofstraße
ADFC Rüsselsheim e.V.
Mario Schuller, 1. Vorsitzender
Berliner Platz 19, 65428 Rüsselsheim
Tel. 06142 920763
info@adfc-ruesselsheim.de
www.adfc-ruesselsheim.de
Treffen: jeden 1. Dienstag im Monat außer im
Februar & August
19 Uhr, Restaurant „Hotel Europa“,
Marktplatz 1, Rüsselsheim
Radlerinitiative Mühltal/Ober-Ramstadt
Christel Erbach • Tel.  06154 52413
Terra-kotta@web.de
Treffen: jeden 3. Montag im Monat,
20 Uhr, Restaurant „Osteria No.1“
Nieder-Ramstädter Strasse 83, Ober-Ramstadt
„Die Radler“ Roßdorf
Sigi Grunwald • Tel. 06154 624543
sigi.grunwald@gmx.de
Treffen: jeden Mittwoch vor dem 3. Sonntag im
Monat, 20 Uhr, Restaurant „Alt Roßdorf“
Erbacher Str. 4, Roßdorf
Spendenkonto ADFC Darmstadt e.V.
Sparkasse Darmstadt • BLZ 508 501 50
• Konto 638 371

BUND e.V.  Bundesgeschäftsstelle
Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin
Tel. 030 275864-0
Fax 030 275864-40
bund@bund.net
www.bund.net
BUND Hessen e.V.
Landesgeschäftsstelle
Triftstr. 47, 60528 Frankfurt
Tel. 069 677376-0
Fax 069 677376-20
bund.hessen@bund.net
www.bund-hessen.de
BUND Mitgliederverwaltung Hessen
Tel. 069 677376-10
BUNDjugend Hessen
Triftstr. 47, 60528 Frankfurt
Tel. 069 677376-30
Fax 069 677376-20
bundjugend.hessen@bund.net
bundjugendhessen.de
BUNDkontakt überregional
Brigitte Martin,  Dreieichweg 11,  64291 Darmstadt
Tel. 06151  37931
Fax 06151  37934
brigitte.martin@bund.net
BUND OV Darmstadt
Hanna Wittstadt
Anna-Beyer-Weg 2,  64289 Darmstadt
Tel. 06151  9676559
hanna.wittstadt@bund.net
www.bund-darmstadt.de
www.kinderumweltgruppe.de
BUNDtreff Darmstadt
Lauteschlägerstr. 24, 64289 Darmstadt
Treffen: jeden 4. Montag des Monats, 20 Uhr
BUNDgeschirrverleih
Ulrich Kroeker, Untere Mühlstr. 35/HH
64291 Darmstadt-Arheilgen
Tel. 0175 1531409
ulrich.kroeker@bund.net
BUND KV Odenwald
Dr. Susanne Scholz
Sandbergstraße 1 a,  64739 Höchst
Tel. 06163 828404
bund.odenwald@bund.net • www.bund-hoechst.de
BUND KV DA/DA-DI
Hauptstr. 11,  64832 Babenhausen
Tel. 06073 8247
Fax 06073 980684
bund.darmstadt-dieburg@bund.net
www.bund.net/darmstadt-dieburg
BUND KV Bergstraße
Georg Niedermayer
Untere Gartenstr. 3 64646 Heppenheim
Tel. 06252 3677
Fax 06252 5189
bund.bergstrasse@bund.net
www.bund-bergstrasse.de
BUND KV Groß-Gerau
Beatrix Zitzkowski
Flughafenstr. 128, 64546 Mörfelden-Walldorf
Tel. 06105  6369
Fax 06105  454856
mail@bund-kv-gg.de
www.bund-kv-gg.de
Spendenkonto BUND Hessen
Frankfurter Sparkasse   •  BLZ  500 502 01
• Konto 369 853 • Verwendungszweck: Spende
ggf. für ein bestimmtes Projekt, OV, KV oder AK



Hier werden Sie auf dem Laufenden gehalten

Gemeinsam gegen Flughafenausbau –
für eine l(i)ebenswerte Region!

www.bund-hessen.de

www.zukunft-rhein-main.de

www.flughafen-bi.de

Zukunft Rhein-Main – Initiative
der Landkreise, Städte und Ge-
meinden aus dem Rhein-Main-Ge-
biet und des BUND für eine lebens-
werte Region – gegen den Ausbau
des Frankfurter Flughafens

www.profutura.net
Der Internetservice des BUND Hessen rund
um den Frankfurter Flughafen
Flughafenausbau: •Informationen,
Fluglärm: •Fluglärm-Monitor, •Flug-
lärmbeschwerden online, •Beschwerde-
statistik, •Schallschutz für alle
Service: •Kontakte vor Ort, •Links, •per-
sönliche Registrierung


